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Von allen Berufsſtänden, die von der Kriegs- 
not der Zeit betroffen ſind, hat keiner ſo ſchwer ge— 
litten und wird keiner einen ſo ſchweren Stand in der 
erſten Zeit nach dem Kriege haben wie das ſtädtiſche 
Grundeigentum in feiner Geſamtheit. Das liegt be- 
gründet in der eigentümlichen Stellung des Grund- 
eigentümers zu ſeinen Gläubigern und feinen Schuld- 
nern. Die Grundeigentümer ſehen fih zwei Berjonen- 
kreiſen gegenüber: Einerſeits ihren Gläubigern, den 
Hypothekariern und öffentlich rechtlichen Körperſchaf— 
ten, denen ſie ſteuerpflichtig ſind, andererſeits ihren 
Schuldnern, den Mietern. 

Mit Kriegsausbruch, als zahlreiche Mieter zu 
den Fahnen einberufen wurden, tauchte bei den 
Schuldnern der Grundeigentümer, eben den Mietern, 
ſoweit fie den nichtvermögenden Schichten der Be- 
völkerung angehörten, vielfach die Anſchauung auf, 
während des Krieges brauche überhaupt keine Miete 
bezahlt zu werden. Daß dieſe Anſchauung rechtlich 
falſch ſei, darüber wurde bald Belehrung geſchaffen, 
es kam aber auch ebenſo bald die Erkenntnis, daß 
tatſächlich dieſe Anſchauung in den Fällen, in denen 
der eigentliche Mieter, das Familienhaupt und der 
Ernährer der Familie — im allgemeinen der Ehe- 
mann einberufen war, richtig war. i 

Durch das Gefe vom 4. Auguſt 1914 war ein 
Einklagen der Mieteforderung und ein Exmiſſions⸗ 
verlangen der Grundeigentümer gegen dieſe in ihren 
Grundſtücken wohnenden Familien unmöglich ge⸗ 
macht. Die Konſequenzen traten natürlich praktiſch 
im weſentlichen nur in die Erſcheinung bei der beſitz⸗ 
loſen Klaſſe der Bevölkerung, der Zahl nach der weit⸗ 
aus größte Teil. Die Grundeigentümer waren in 
dieſen Fällen anfänglich nur auf ben guten Willen 
ihrer Einwohner angewieſen, und dieſer 5 
Es zahlten leider vielfach nicht nur die Familien 


Einberufener nicht, die nicht zahlen konnten, ſondern 
auch diejenigen nicht, die die gute Gelegenheit zum 
Nichtzahlenmüſſen benutzten. Vieles ift in dieſer Be- 
ziehung beffer geworden, zumal durch die Bundes- 
ratsverordnung vom 14. Januar 1915, die weitgehend 
zur Anwendung gebracht worden iſt; und dann auch 
durch die außerordentlich wichtige Maßregel, daß ein 
Teil der ſtaatlichen Unterſtützung mit Genehmigung 
der Unterſtützungsberechtigten — zum Teil auch ohne 
dieſe — an den Vermieter der unterſtützten Familie 
ausgekehrt wird. 

Es haben auch die ſich mannigfach bildenden 
Hilfsorganiſationen eingegriffen, die bei verſtändigem 
Wirken ſowohl dem Intereſſe der bedürftigen Miets⸗ 
partei als auch dem Intereſſe des Vermieters und 
Grundeigentümers dienen. Von ihnen wird — we- 
nigſtens in Hamburg die Unterſtützung aber nur 
gewährt, ſofern der Vermieter einen Teil der Wiete 
(etwa 20 bis 30 %) nachläßt. Für rückſtändige Miete 
wird im allgemeinen kein Beitrag gewährt. 

Allein nicht nur in dieſen zahlreichen Fällen, 
ſondern ganz allgemein waren die Vermieter zu einem 
Herabſetzen der Miete gezwungen, weil weite Kreiſe 
der unbemittelten Bevölkerung und des Mittelſtandes 
(Wirte, Penſionsinhaber, Ladenbeſitzer uſw.) durch 
den Krieg hart in Witleidenſchaft gezogen waren 
und die volle Miete nicht aufbringen konnten. Das 
iſt natürlich in den verſchiedenen Städten und Groß⸗ 
ſtädten Deutſchlands ſehr verſchieden geweſen, ins⸗ 
beſondere auch je nachdem das Angebot freiſtehender 
Wohnungen groß oder gering war. Es dürfte nicht 
übertrieben ſein, den Mieteausfall in Hamburg für 
kleine und mittlere Wohnungen auf 15 bis 2000 
zu veranſchlagen. š 

Abgeſehen von dieſen Fällen der Herabſetzung 
der Mieten waren und ſind die Vermieter gezwungen, 


die Anfang des Krieges nicht bezahlten Mieten zu 
ſtunden bis zum Kriegsende oder, wie es richtiger 
vereinbart wird, bis drei Monate nach Friedensſchluß. 
Dieſe Forderungen ſind dem Vermieter und Grund— 
eigentümer theoretiſch nicht verloren; ſie beſtehen 
juriſtiſch und auf dem Papier, — aber wieviel ſind 
ſie in Wirklichkeit wert? 

Bei dieſen Forderungen auf Stundung der 
Miete und auf Wietenachlaß waren die Wieter ihren 
Vermietern gegenüber, mit gewiſſen Ausnahmen 
(3. B. in Kiel, wo Wohnungsnot herrſcht), die Stär⸗ 
keren. Hinter ihnen ſtand der Staat mit ſeinen ſtaat⸗ 
lichen Unterſtützungen, die im allgemeinen nur im 
Einverſtändnis mit den unterſtützten Familien an 
den Vermieter zur Wiete in einer Quote abgeführt 
werden konnten; es ſtanden hinter ihnen die Hilfs- 
organiſationen, die zur Hilfe nur bereit waren, wenn 
ein Teil der Miete abgelaſſen, der Nückſtand geſtundet 
oder gar erlaſſen wurde. 

Waren fo die Mieter als Schuldner dem Grund— 
eigentümer gegenüber im Wirtſchaftskampf die Stär⸗ 
keren, ſo waren auch die Gläubiger der Grundeigen— 
tümer dieſen gegenüber die Mächtigeren. Auch ſie 
mußten ihren wirtſchaftlich ſchwachen Schuldnern ſtun⸗ 
den und immer weitergreifend ſind die Verord— 
nungen des Bundesrates geworden, ein ernſtes Zeichen 
von der Not der Zeit für das Grundeigentum. Aber 
die Forderungen dieſer Gläubiger blieben nicht nur 
rechtlich, ſondern tatſächlich beſtehen und verſchlangen 
immer weiter das ihnen haftende Pfandobjekt, das 
Grundſtück. In welchem Umfange das geſchehen iſt, 
wird ſich erſt nach dem Kriege offenbaren. Die ver- 
hältnismäßig günſtigen Berichte der Hypotheken- 
banken gewähren kein völlig getreues Bild der Ge— 
ſamtlage, da ihre Zinseingänge fih nur auf den erft- 
ſtelligen Grundkredit beziehen und aus ihren Berichten 
nicht zu erkennen iſt, wie die Zinseingänge bei den 
nachſtelligen Hypotheken jind!). 

Alle diefe nichtbezahlten, freiwillig oder unfrei⸗ 
willig geſtundeten Forderungen auf Grundſteuern, 
Zinszahlungen und Kapitalrückzahlungen werden mit 
dem Friedensſchluß lebendig und heiſchen Befriedi⸗ 
gung von den wirtſchaftlich geſchwächten Grundeigen⸗ 
tümern. 

Es iſt wohl zu erwarten, daß mit dem Ende des 
Krieges nicht alle Schutzverordnungen mit einem 
Schlage aufgehoben werden. Ein Abbau, wie bei 
einem Moratorium, iſt dringend notwendig. Aber 
allein und an und für ſich werden ſolche Schutzgeſetze 
nicht Hilfe bringen. Da die Grundeigentümer in 
weitaus größter Zahl die fälligen und fällig werden⸗ 
den Forderungen, beſonders der gekündigten Hypo⸗ 
theken, nicht zahlen können, ſo iſt jeder dieſer Grund⸗ 
eigentümer auf ſeinen und ſeines Grundſtückes Kre⸗ 
dit — d. i. praktiſch auf den Grundkredit ſeines Be- 


1) Nach dem Bericht der Hamburgiſchen Hypo⸗ 
thekenbank ſind für das Jahr 1915 immerhin nahezu 
10% der Zinſen auf den geſamten Hypothekenbeſtand 
nicht eingegangen. 
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ſitzes angewieſen. Von der Löſung dieſer Kredit- 
frage hängt die Zukunft des Grundbeſitzes ab. 

Betrachtet man den ertragbringenden Grund⸗ 
beſitz wirtſchaftlich vom Geſichtspunkt der Mobili⸗ 
ſations möglichkeit, aljo der Hypothekenaufnahme, jo 
zerfällt das Grundeigentum in drei Abſchnitte: Die 
unter erkennbaren Umſtänden ſichere erſte Hypothek 
bis zum Wertbetrage des Grundſtückes in Höhe von 
zirka 60 %% die zweite Hypothek bis zum Wertbetrage 
in Höhe von 75 bis höchſtens 80 9% und in die dritte 
Hypothek, die, ſoll das Grundeigentum geſund ſein, 
dem Eigentümer gehören muß. In dem Umfange der 
dritten Hypothek muß wirtſchaftlich das Grundſtück 
wirklich dem Eigentümer gehören, alſo: 


J. Hypothek II. Hypothek 
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Eigentümer-Grundſchuld. 


Die Beleihung des Grundſtückes zur erſten Stelle 
hat vor dem Kriege beſondere Schwierigkeiten nicht 
gemacht. Der Nealfredit für die erſten Hypotheken 
ijt organiſiert durch die Hypothekenbanken, Verſiche— 
rungsgeſellſchaften, Sparkaſſen. Der Zinsſatz war im 
Durchſchnitt 4½ Yo und damit nicht übermäßig hoch. 
Zu beanſtanden von den übrigen Bedingungen, be— 
ſonders der Hypothekenbanken, iſt nur der übermäßig 
hohe und ſcharfe Satz der Strafzinſen, ſofern der 
Grundeigentümer mit der Zinszahlung im Rückſtand 
gerät. Hiergegen muß entſchieden Front gemacht wer- 
den. Der Strafzins des Verzuges gefährdet ſchwer den 
Grundeigentümer und die nachfolgenden Hypothe— 
karier; er iſt durchaus unberechtigt und ungerecht. 
Er bringt das Prinzip zur Durchführung, daß dem, 
der da ſtrauchelt, ein Stoß gegeben werde, damit er 
um ſo ſchneller falle. 

Das durch nachſtellige Hypotheken zu befrie— 
digende Kreditbedürfnis der Grundeigentümer ift zur- 
zeit anders als bei der erſten Hypothek auf das 
Privatkapital, und alſo auf den unorganijiertem 
Realfredit angewieſen. Es beziffert ſich nach 
Schätzung in Deutſchland auf ca. 12 Milliarden 
Mark. Dieſes Bedürfnis wird nach dem Kriege 
ganz außerordentlich dringend. Es gilt, alle Die 
aufgelaufenen und geſtundeten Steuern und Zinſen 
zu befriedigen und die fälligen Kapitalien auszus, 
zahlen. Dazu ift eine vielfache Kündigung zweit» 
ſtelliger Hypotheken zu befürchten, weil das Geld nach 
dem Kriege knapp und teuer werden wird. Hier 
gilt es, Mittel und Wege zu finden, um dem ge— 
fährdeten und bedrängten Grundbeſitz zu helfen und 
ihn zu ſchützen. 

Vielfach ſind daher auch die Wittel und Pläne, 
die man erſonnen hat. Man hat an die Errichtung 
bezw. an die Erhaltung ſtaatlicher Inſtitute ge— 
dacht, die für den Notſtand des Krieges geſchaffen 
waren (Berliner Beleihungskaſſe, Hamburgiſche Be⸗ 
leihungskaſſe uſw.). Schon vor dem Kriege haben 
die Kommunen die ſchwere Lage des Grundbeſitzes 
erkannt und haben Kapitalien in der einen oder der 


anderen Form zur Verfügung geſtellt. Man hat 
den Plan gefaßt, Verſicherungsgeſellſchaften oder 
Vereine zu gründen, welche dem Hypothekarier oder 
dem Grundeigentümer Verſicherungen gewähren, 
ſollen zur Ausbietung der Hypothek. In Anlehnung 
an den Geſchäftsbetrieb der Hypothekenbanken hat 
man an die Ausgabe von Pfandbriefen zweiter 
Hypotheken gedacht, u. f. f. Bei allen dieſen ver- 
ſchiedenen Ideen ſpielt die Hilfe des Staates eine 
mehr oder weniger große Rolle. Die Hilfe des 
Staates war notwendig und richtig in und während 
der Kriegszeit, ſie iſt es nicht oder doch nur als 
ultima ratio in der Friedenszeit, der Zeit nach dem 
Kriege. Es ift nicht Aufgabe des Staates, ein⸗ 
zelnen Berufsſtänden Mittel zu gewähren, die un— 
mittelbar nur der einzelnen Perſon zuftatten kommen, 
und von denen die Geſamtheit nur mittelbar den 
Nutzen hat: Principiis obsta, Was dem einen recht 
iſt, iſt dem andern billig! Sehr viele Berufsſtände 
werden nach dem Kriege ſchwer zu kämpfen haben. 
Der Staat kann und darf nicht feine für feine 
Zwede dringend gebrauchten Gelder hier zue Ber- 
fügung ſtellen, oder doch nur in Fällen äußerſter 
Gefahr, wenn alle anderen Mittel verſagen. Die 
Hilfe des Staates ſoll beſchränkt ſein auf die 
Schaffung richtiger und dem widerſtreitenden Yn- 
tereſſe gerechtwerdender Geſetzesnorm, und in dieſer— 
Hinſicht iſt allerdings die Hilfe des Staates be— 
gehrt. Dieſe Hilfe wird verlangt in der Beſeitigung 
des unglücklichen, äußerſt komplizierten, keinem Laien 
verſtändlichen Zwangsverſteigerungsgeſetzes und der 
damit im Zuſammenhang ſtehenden Rechtsnorm). 

Wenn man ſo die finanzielle Hilfe des Staates 
zur Unterſtützung des Grundeigentums vorläufig 
ausſcheidet, ſo bleiben als Möglichkeiten den kredit— 
bedürftigen Grundeigentümern Kapital zuzuführen: 
Die Selbſthilfe oder die Gründung einer Erwerbs— 
Geſellſchaft, oder die Kombination beider Möglich— 
keiten. 

Die Selbſthilfe, das geſündeſte Hilfsmittel, würde 
die Schaffung einer Einrichtung zum Ziele haben, 
die von den Grundeigentümern ins Leben gerufen 


) Das Geſetz vom 8. Juni 1915, betreffend 
Einſchränkung der Verfügung über Miet- und Pacht⸗ 
zinsforderungen, geht durchaus nicht weit genug. 
Gefordert wird ein Geſetz, das dem Grundſatz ge- 
recht wird: Das Grundſtück mit feinen Erträgniſſen 
hafte den Hypothekariern und nur ihnen; ein Grund— 
ſatz, wie ihn hervorragend einfach, praktiſch und 
verſtändlich das frühere hamburgiſche Redt zur 
Durchführung brachte. Gefordert wird weiter eine 
bedeutende Ermäßigung aller Abgaben, Stempel 
und Koſten im Falle der Zwangsverſteigerung, in 
welcher ein Hypothekarier das Grundſtück erſteht 
und eine weitere Ermäßigung, wenn dieſe Hypothek 
ein Jahr oder länger in der Hand dieſes Hypo- 
thekariers war. Es ift ein Unding, bei einem wirt⸗ 
ſchaftlichen Zuſammenbruch die Beteiligten, die ihr 
Kapital zu retten ſuchen, mit hohen Abgaben und 
Koſten zu belaſten. 
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wird zum Zwecke der Kapitalbildung und der Zu— 
führung dieſes Kapitals an die einzelnen kredit— 
bedürftigen und um es gleich hinzuzuſetzen. 
kreditwürdigen Grundeigentümer. Es liegt nahe, ein 
ſolches Inſtitut zu gründen in der Form einer Ge— 
noſſenſchaft oder eines eingetragenen Vereines. Allein 
es iſt nicht unwahrſcheinlich, daß aus eigener Kraft, 
ohne ſtaatliche Beihilfe, die Grundeigentümer allein 
eines größeren oder kleineren Bezirkes (Großſtadt, 
Kreis, Provinz) Kapitalien aufzubringen in der Lage 
oder gewillt ſind. Die einzelnen kapitalkräftigen 
Grundeigentümer haben kein unmittelbares eigenes 
Intereſſe an einer ſolchen Gründung, und diejenigen 
Grundeigentümer, die ein eigenes Intereſſe haben, 
find finanziell zu ſchwach. Ein ſolches Inſtitut bedarf 
einer breiten Baſis und einer ſicheren Fundierung; 
denn der Kredit, der von ihm verlangt wird und der 
gewährt werden ſoll, iſt nicht unbedingt geſichert, und 
auch bei vorſichtigſter und gewiſſenhaſteſter Führung 
ſind Ausfälle nicht zu vermeiden. 

Gerade dieſes Niſiko, das in der Gewährung 
des nachſtelligen Hypothekenkredites liegt, wird die 
Bildung einer reinen Erwerbsgeſellſchaft, die die Er- 
zielung eines reichen Ertrages zum Zwecke hat, aus 
Kapitaliſtenkreiſen nicht wahrſcheinlich machen. Jedes 
Niſiko bedingt weitgehende Nückſtellungen und läßt 
auch bei gutem Geſchäſtsgange eine hohe Verzinſung 
des Kapitals, etwa im Durchſchnitt der Dividenden 
der Hypothekenbanken, nicht immer möglich erſcheinen. 

Nun find an der Erſtarkung und Geſundung des 
Erundeigentums in erſter Linie natürlich die einzelnen 
Erundeigentümer und die zu Vereinen uſw. zu- 
ſammengefaßte Mehrheit der Grundeigentümer inter- 
eſſiert, darüber hinaus aber auch weitere Kreiſe. 
Nicht nur den Grundeigentümern iſt der Zufluß 
organiſierten Kapitals zur Beſchaffung nachſtelliger 
Hypotheken erwünſcht. An der Beſchaffung zweiter 
Hypotheken haben alle diejenigen auch ein Intereſſe, 
von denen die Grundeigentümer Kredit fordern und 
erhalten. Das ſind einmal diejenigen Inſtitute und 
Perſonen, die Hypothekengelder zur erſten Stelle her— 
leihen, die Hypothekenbanken, Verſicherungs Gejel- 
ſchaften, Sparkaſſen und einzelne Großkapitaliſten. 
Ferner die ſpekulativen Terraingeſellſchaften, die ihre 
Terrains zum Zwecke des Baues verkaufen wollen, 
die großen Baugeſellſchaften und Baugenoſſenſchaften, 
und endlich die Banken, ſoweit fie an dem Terrain 
und Erundſtücksmarkt ſich beteiligt haben. Alle dieſe 
phyſiſchen und juriſtiſchen Perſonen würden wohl 
bereit fein, Kapitalien im beſchränkten Amfange 
zur Verfügung zu ſtellen, wenn eine angemeſſene Ver- 
zinſung in Ausſicht ſteht und das Niſko beſchränkt ijt. 

Von dieſen Vorausſetzungen ausgehend, wird die 
Eründung einer Aktiengeſellſchaft, der 


Grundkreditbank für nachſtellige Hypotheken 


vorgeſchlagen. 

Die Idee dieſer Gründung iſt, ein Inſtitut zu 
ſchaffen auf ſicherer, finanzieller Grundlage, das in 
hohem Waße kreditwürdig iſt und na allen Seiten 
hin Anſehen und Kredit genießt. In der Uebernahme 


der perſönlichen Haftung durch Bürgſchaft (eventl. 
kumulative Schuldübernahme) für den nachſtellig 
dinglich geſicherten Kredit kreditwürdiger Grundeigen⸗ 
tümer liegt die Aufgabe dieſer Aktiengeſellſchaft. Sie 
ſoll das Bindeglied ſein zwiſchen dem Grundeigentum 
und dem Anlage ſuchenden Kapital, zwiſchen Grund- 
eigentümer und Geldgeber; ſie ſoll, kraft des ihr ent⸗ 
gegengebrachten Vertrauens, das Niſiko der zweiten 
Hypothek nehmen oder doch äußerſt mindern. Durch 
ſie ſoll ſich Angebot und Nachfrage in feſten Formen 
regeln, ſie ſoll die Organiſation des zur Anlage 
in nachſtelligen Hypotheken bereiten Kapitals ſein. 

Wenn im Folgenden Verfaſſung und Tätigkeit 
der Aktiengeſellſchaft ſkizziert iſt, unter Feſtlegung 
beſtimmter Größenverhältniſſe und Zahlen, jo ge= 
ſchieht das nicht in der Abſicht, in dieſer beſtimmten 
Form am beſtimmten Orte die Aktiengeſellſchaft ins 
Leben zu rufen, es ſoll vielmehr nur ein Schema 
gegeben werden, das von den konkreten Bedürfniſſen 
und Beſonderheiten einer Großſtadt, eines Kreiſes 
oder einer Provinz abſieht, es ſoll nur dazu dienen, 
ein Bild zu geben von dem, was beabſichtigt iſt. 

Das Aktienkapital der Grundkreditb ank beträgt 
10 Millionen, wovon 500% eingezahlt werden, alſo 
5 Millionen. Die Bank beleiht Grundſtücke zur 
zweiten Hypothek innerhalb einer Wertgrenze des 
Grundſtückes Don 60 bis zu 80% des ermittelten 
Grundſtückwertes. Das it recht hoch, aber es ſoll 
gerade ſo viel wie möglich geholfen werden. Dieſer 
Grundſtückswert wird feſtgeſtellt, ſofern nicht ſtant⸗ 
liche Schätzungsämter eingerichtet ſind, durch einen 
Beamten der Bank und einen von der Bank er— 
nannten Hausmakler aus einer bei ihr geführten 
Liſte der angeſehenen Hausmakler-Firmen. 

Die Hypothek wird auf 5 Jahre feſt gegeben; 
der Zinsſatz — wechſelnd natürlich nach dem all- 
gemeinen Zinsſatze — wird zurzeit mit 534% an= 
genommen. Die Aktiengeſellſchaft gibt dieſe Hypo— 
theken zu einem Zinsfuß von 5¼0% mit ihrer Bürg— 
ſchaft für Zinſen und Kapital an dritte Perſonen. 
Die Bank erhält 1¼% Proviſion und übernimmt 
alle Koſten der Eintragungen, Abtretungen und 
Stempel. Alle Zahlungen gehen durch die Bank. 
Die Bank tritt zum Grundeigentümer und zum Hypo— 
thekarier in obligatoriſche Vertragsbeziehungen als 
Wittler zwiſchen Beide. Die wichtigſten Beſtim—⸗ 
mungen ſind in dieſer Beziehung einerſeits, daß die 
Bank verpflichtet iſt, jedem Rechtsnachfolger des 
Hypothekariers gegenüber die Bürgſchaft in gleicher 
Weiſe zu übernehmen, ſofern dieſer die gleichen 
Verpflichtungen wie ſein Vorgänger übernimmt. Die 
Bank iſt Beauftragter des Grundeigentümers und 
nimmt für ihn das Darlehenskapital der Hypothek in 
Empfang, das ſie ihm weitergibt. Sie zahlt dem 
Hypothekarier Zinſen und Kapital und erhält dieſe 
Gelder vom Grundeigentümer. 

Andererſeits ift der Hypothekarier zur Ab— 
tretung der Hypothek an die Bank ganz oder zum 
Teil verpflichtet, ſofern ihm ein rechtskräftiges Urteil 
vorgelegt wird, in welchem der Grundeigentümer 
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zur Zahlung don Hypothekenzinſen oder Kapital 
aus dem Grundſtück verurteilt iſts). 

Dieſer Weg ift einfacher und zweckentſprechender 
als wenn die Bank von dem Hyppothekarier ein 
ſelbſtändiges Vorgehen verlangte; denn das hätte 
zur Vorausſetzung, daß nicht unmittelbar die Bank, 
ſondern der Grundeigentümer dem Hypothekarier das 
zahlte, was dieſer zu fordern hätte, nämlich die 
ihm zukommenden Zinſen und ſpäter das Kapilal, 
während gerade die Bank eingeſchaltet werden ſoll. 

Der Hypothekarier iſt auch im Falle der 
Zwangsverſteigerung verpflichtet, ſeine Hypothek ganz 
oder zum Teil im Grundſtücke ſtehen zu laſſen, bis 
zum Ablauf der urſprünglich feſtgelegten Zeit von 
fünf Jahren. Darin liegt ein großer Vorteil für 
die Bank, im Falle ſie ſelbſt, oder nach Vereinbarung 
mit ihr, ein Dritter das Grundſtück übernimmt. Es 
iſt das aber auch nur recht und billig, da der 
Hypothekarier trotz der eingeleiteten Zwangsver— 
ſteigerung regelmäßig ſeine Zinſen von der Bank 
erhält. 

Der Grundeigentümer iſt verpflichtet, jährlich 
mit 10% die Hypothek zu amortiſieren, alfo in fünf 
Jahren 5% .. Die Amortiſationsrate ijt halbjährlich 
zuſammen mit den Zinſen zu zahlen; die letzte 
Halbjahresrente mit 1%, ſonſt würde mit der letzten 
Nate die Kapitalsrückzahlung zuſammenfallen. Das 
Amortiſationskapital wird dem Grundeigentümer 
nicht verzinſt, er muß aljo trotz der Amortiſation 
zur vollen Höhe die Hypotheken-Zinſen weiter be- 
zahlen. Darin liegt für die Bank ein Verdienſt, 
da ſie die Zinſen des Amortiſationskapitals für 
ſich erhält, für den Grundeigentümer eine unbe— 
deutende (ſiehe unten) Verteuerung des Geldes. 

Der Grundeigentümer hat, wenn er will, und 
die Bank im gegebenen Falle einverſtanden iſt“), die 
Möglichkeit, die geſamten Amortiſationsraten und die 
Zinsdifferenz von 5% zu 5½½ %, d. h. Sual ½ %, 
vorweg zu bezahlen, indem ihm dieſer Betrag von 
der Valuta gekürzt wird und alſo um ſoviel weniger 
an ihn durch die Bank abgeführt wird. 

Der Hypothekarier hat keinen Anſpruch auf 
Auskehrung der Amortiſationsquote. Es teilt ſich 
alfo die Hypothek: das Kapital mit 514 % Verzinſung 
ſteht dem Hypothekarier zu, ½ % Zinſen auf das 
Kapitel und Amortiſationsquote der Bank. Natür- 
lich braucht der Grundeigentümer bei der Rückzahlung 
nur das Kapital, vermindet um die Amortiſations— 
ſumme, der Bank zu zahlen, während dieſe das volle 
Kapital dem Hypothekarier auszahlen muß; fte hat 


3) Zwar iſt gemäß § 774, 412, 401 BGB durch 
die Zahlung der Bank als Bürgin die Forderung 
mit der Hypothek auf ſie übergegangen und es bedarf 
juriſtiſch einer Berichtigung des Grundbuches. Dieſe 
ift aber im Hinblick auf § 29 Abſ. 2 G9 ahne Mit- 
wirkung des Hypothekariers ſchwierig herbeizuführen. 

) Nicht immer unbedenklich, weil der Grund- 
eigentümer am Schluſſe mehr zurückzahlen muß als er 
als Valuta bekommen hat. 


in der Zwiſchenzeit die Zinſen von dem Amorti⸗ 
ſationskapital gezogen. 

Der Grundeigentümer iſt berechtigt, nach Ablauf 
von 5 Jahren — pünktliche Zins- und Amortiſations⸗ 
zahlung vorausgeſetzt — einmalige Prolongation der 
Bürgſchaft unter gleichen Bedingungen und ermäßigte 
Proviſion zu verlangen. Geſchieht eine Prolongation 
nicht, ſo iſt das Kapital zurückzuzahlen. Abgeſehen 
von dieſem Falle, iſt die Hypothek zur Auszahlung 
fällig, ſofern die Zinſen der verbürgten Hypothek 
oder der dieſer Hypothek vorausgehenden Hypothek 
nicht vom Grundeigentümer ſelbſt bezahlt werden. 
Letzteres iſt zur Sicherheit der zweiten Hypothek ſehr 
wichtig. Der Grundeigentümer iſt daher auch zum 
Nachweis dieſer Zinszahlung der Bank gegenüber 
verpflichtet. 

Dieſe Verhältniſſe und Beziehungen find obliga- 
toriſch leicht, aber auch dinglich geſichert unſchwer 
zu geſtalten: Entweder es werden zwei Hypotheken 
mit entſprechenden Klauſeln eingetragen. Die eine 
lautet auf das Kapital mit 514 % p. a. verzinslich, 
eingetragen für den Hypothekarier; die andere ent— 
hält die Summe der Amortiſationsraten und die 
Zinsdifferenz von ½ % auf das Kapital (denn der 
Vant follen im ganzen 5% 9% zuſtehen, der Geldgeber 
nur 5¼ % erhalten). Dieſe zweite Hypothek ift un- 
verzinslich und in 5 gleichen jährlichen Raten zurück- 
zubezahlen. 

Die andere Möglichkeit der dinglichen Geſtaltung 
iſt die, die Amortiſationsſumme und die Zinsdifferenz 
in Zinſen auf die geſamte Hypothek umzurechnen. Die 
ganze Hypothek wird auf den Namen der Ban! einge- 
tragen, dann tritt die Bank das Kavital mii 514 % 
an den Geldgeber als Teilhypothek ab und behält die 
Reſthypothek, welche die ſich ergebende Differenz 
zwiſchen 514 % und den errechneten geſamten Zins- 
betrag zum Gegenſtand hat. . 


Exempla docent: 


Grundſtückswert . At 200 000 
00% d. Wertes J. Hypothek bis „ 120 000 
60 80% des Wertes II. Hypothek „ 120 000 
bis 160 000 % 40 000 


J. Entweder 2 Hypotheken: 


A. die Hypothek Ha enthält: 


a) Amortiſationsquote p. a. 1% % 400 

f. 5 Jahre 54400 = 2.000 
a. , 40.000 

p. a. 200 


in 5 Jahren. . 1000 3 000 


b) Zins differenz 9 295 


„ 


Dieſe 3000, — M. find unverzinslich und halb- 
jährlich mit 300,— M. zurückzuzahlen. 


B. die Hypothek IIb enthält: 
„, 40 000 zu 5%, 9 —= A 40 000 
ofl 43 000 


Nach Ablauf der 5 Jahre hat der Grumbeigen- 
tümer 38.000, M. an die Bank, dieſe 40 000, — M. 
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an den Hypothekarier auszuzahlen, 2000, — M. find 
amortiſiert. 


Jährlich zu zahlen: 5¼ % a. # 40 000 = 2 100 
Abzahlung auf Hypothek IIb . 600 
p. a. insgeſamt: 2 700 


II. Eine Hypothek von 40000, — M. zu 634%. 


Hiervon abgetreten AZ 40 000 zu 6 % 
bleiben 2 Hypotheken: 

IIa c, 40 000 zu 5 / %, 

IIb 1½ % auf s 40 000 


III. Eine Hypothek, von deren Valuta 
Amortiſationsquote und Zinsdif⸗ 


ferenz abgezogen iſt: 


e, 40 000 zu 5 %, 
Von der Valuta werden abgezogen: 


a) Amortiſationsquote . . % 2 000 
b) Zinsdifferenz „ 1000 
At 3 000 


aljo erhält der Grundeigentümer 37 000, — M. von 
der Valuta, die Bank 3000, - M. Bei der Einlöſung 
hat der Grundeigentümer 38 000, M. an die Bank 
und diefe 40 000, WM. dem Hypothekarier zu zahlen’), 

Nicht berückſichtigt ſind hierbei die Anſprüche 
der Bank aus Proviſionen. Sie ſind in der Regel 
bar zu bezahlen, da dund fie die baren Auslagen 
gedeckt werden. Sie können aber auch in gewiſſen 
Fällen analog umgerechnet und hypothekariſch ein— 
getragen bzw. von der Valuta vorgängig gekürzt 
werden. N 

Praktiſch ift der Geſchäftsgang wie folgt gedacht: 
Der Grundeigentümer, der eine zweite Hypothek ſucht, 
reicht eventuell durch einen Hausmakler bei der Bank 
einen Antrag ein, die Bürgſchaft im gegebenen Falle 
für die geſuchte zweite Hypothek zu übernehmen. Alle 
erforderlichen Unterlagen und Angaben find nach den 
von der Bank entworfenen Formularen zu beſchaffen. 
Alsdann wird, ſofern die Unterlagen ausreichen, ein 
Schätzungsgutachten eingeholt. Die Koſten dieſes Gut⸗ 
achtens hat der Antragſteller vorgängig zu zahlen. 
Die Bank holt auch eine Auskunft über die perſön⸗ 
lichen Verhältniſſe des Grundeigentümers ein, die 
zufriedenſtellend fein muß (kein O. E. uſw.), denn 
zwiſchen 70 und 80% des Grundſtückswertes tft der 
Kredit nicht mehr reiner Realfredit. 

Entſpricht die Hypothek den Erforderniſſen der 
Bank, eventuell in einem geringeren Betrage, ſo 
erhält der Grundeigentümer eine entſprechende Bes 
ſcheinigung. 

Andererſeits wenden ſich auch die Geldgeber, die 
verbürgte Hypotheken ſuchen, an die Bank, und ſo 
treffen ſich bei ihr Angebot und Nachfrage für Hypo⸗ 
thekengelder. Iſt bei der Bank genügendes Hypo⸗ 


) Die Bank hat bei dieſer Art und Weiſe einen 
Vorteil, da fie das Amortiſationskapital zur Ver⸗ 
zinſung für ſich ſofort erhält. 


thekengeld nicht zur Verfügung, fo wendet fich der 
Grundeigentümer durch einen Makler an den Kapital⸗ 
markt und ſucht Geld für ſeine Hypothek mit der 
Bürgſchaft der Bank. 

Iſt auf die eine oder andere Weiſe das Geld zur 
Verfügung, ſo geſchieht die Eintragung in der oben 
geſchilderten Art. 

Die Hypotheken werden bis zu einem Betrage 
von 10 bis 100 000. M. auf die einzelnen Grund— 
ſtücke gegeben, höhere Beträge nur mit Genehmigung 
des Aufſichtsrates. 

Die Bank bildet aus eigenen Mitteln eine oder 
mehrere Tochtergeſellſchaften: Grundſtücksverwal⸗ 
tungs G. m. b. H. Dieſe beſchäftigen ſich ganz all- 
gemein mit der Verwaltung von Grundſtücken, auch 
ſolcher Grundſtücke, an denen die Bank nicht inter- 
eſſiert ift. Wenn aber die Beleihung eines Grund- 
ſtückes die Wertgrenze von 75 % überſchreitet, wird die 
Bürgſchaft nur gewährt, falls die Verwaltung mit 
oder ohne Wietzeſſion — von der Grundſtücksverwal⸗ 
tungs⸗Geſellſchaft geführt wird. Bei ſolchen Verwal- 
tungen kann der Grundeigentümer auch als Beauf⸗ 
tragter der Geſellſchaſt die Verwaltung ſelbſt führen. 
Ausnahmen find nur mit Genehmigung des Auf- 
ſichtsrates zuläſſig. — 

Es iſt nach vorſtehenden Ausführungen klar, daß 
drei Perſonenkreiſe in Betracht kommen, die alle 
in der Verwirklichung der Idee ihren Nutzen finden 
müſſen. Nur wenn diefe Vorausſetzung erfüllt iſt, 
kann und wird ſich die abſtrakte Idee mit dem Leben 
der Wirklichkeit erfüllen. Dieſe drei Perſonenkreiſe 
find: Die Aktionäre zuſammengefaßt in der Aktien- 
geſellſchaft, der Bank, die Grundeigentümer und die 
Privatkapitaliſten, die Geldgeber. 

Welche Perſonen als die Gründer der Aktien⸗ 
geſellſchaft gedacht ſind, iſt ſchon oben ausgeführt. 
Vielleicht wäre hier eine Beteiligung der Kommune 
oder des Staates im Anſchluß an beſtehendes) oder 
durch den Krieg geſchaffene Einrichtungen Gam⸗ 
burgiſche Beleihungskaſſe, Kriegsbeleihungskaſſe für 
nachſtellige Hypotheken in Berlin) möglich, und das 
wäre die befte Löſung. Dadurch würde die Bank 
eine gemiſcht⸗wirtſchaftliche Geſellſchaft und ihr ſofort 
allſeitiges Vertrauen entgegengebracht werden. Die 
Barmittel, die der Staat zur Verfügung zu ſtellen 
hätte, ſind nur gering, und er gewänne Einfluß auf 
die Geſchäftsführung, den er zum Nutzen der All- 
gemeinheit geltend machen könnte. 

Die Aktiengeſellſchaft iſt für ihre anfängliche 
Wirkſamkeit nicht für einen räumlich großen Bezirk, 
ſondern nur für eine Großſtadt, einen Städtekomplex, 
eventl. einen Regierungsbezirk, gedacht. Je nach der 


6) Schon vor dem Kriege hatte in München der 
Grund- und Hausbeſitzerverein als e. V. verzinsliche 
Schuldverſchreibungen zur Beſchaffung von Witteln 
für nachſtellige Hypotheken ausgegeben, in denen die 
Stadt München einen nennenswerten Kapitalbetrag 
angelegt hat. Erhebliche Mittel ſind dem Verein zu⸗ 
gefloſſen, da durch die mittelbare Stadtbeteiligung 


das Vertrauen in den Verein und in feine Schuldver— 
ſchreibungen gehoben wurde. 

Größe des Bezirkes, nach dem Wert des in Betracht 
kommenden Grund und Bodens und nach dem Kredit- 
bedürfnis für nachſtellige Hypotheken, wird ſich die 
Bank auf breiterer oder ſchmälerer Grundlage mit 
größerem oder kleinerem Kapital errichten laſſen. Die 
Gründung mit einem Kapital von 10 Willionen iſt, 
wie geſagt, nur als Beiſpiel gewählt. Zu ſchmal aber 
darf die kapitaliſtiſche Baſis der Geſellſchaft nicht ſein, 
weil einmal dann der Zweck nicht wirkſam erfüllt 
werden kann, das Anſehen der Bank und das Ver⸗ 
trauen in die Barmittel nicht groß genug iſt, und 
endlich die Unkoſten im Verhältnis zu groß fein 
würden. 

Das Kapital braucht nicht voll eingezahlt zu 
werden, denn eigenes Kapital braucht die Bank zu 
ihrem Hauptgeſchäft im Prinzip nicht. Es müſſen 
aber andererſeits genügend flüſſige Mittel vorhanden, 
fein, um den Verkehr ohne Stocken zu bewältigen. 
Denn innerhalb 14 Tagen nach Fälligkeit müſſen 
alle Zinſen dem Hypothekarier bezahlt fein, gleich— 
gültig ob ſie vom Grundeigentümer eingegangen 
ſind oder nicht. Nach unſerem Beiſpiel muß die 
Geſellſchaft, wenn ſie im vollen Umfange in An⸗ 
ſpruch genommen ift, halbjährlich 2 625 000.— Mark 
Zinſen (nämlich 5¼% von 100 Millionen durch 2) 
auszahlen. So genügen unter allen Umſtänden 
500%, vielleicht ſchon 25% des Aktienkapitals — 5 
bezw. 2½ Millionen Mark als eingezahltes Kapital. 
Ob dieſes Kapital ſofort bei der Gründung ein— 
gefordert wird, oder je nach den übernommenen 
Bürgſchaften nach und nach einzurufen iſt, mögen 
Zweckmäßigkeitsgründe entſcheiden. Erwünſcht iſt es, 
die Aktien zu einem etwas erhöhten Kurſe über 
pari auszugeben, damit von dem Agio die Grün— 
dungskoſten bezahlt werden können. 

Abgeſehen von ihren eigenen Mitteln: Kapital- 
und Rückſtellungsfonds, ſteht der Geſellſchaft das 
angeſammelte Amortiſationskapital zur Verfügung, 
das mit 2% Millionen ſtationär bei 100 Millionen 
Hypotheken anzunehmen iſt. — Zweckmäßig ſcheiden 
bei der Nentabilitätsbetrachtung die Nückſtellungs⸗ 
fonds aus, die in Staatspapieren angelegt werden, 
damit die Geſellſchaft jederzeit in der Lage iſt, ſich 
Geld zu verſchaffen. Wit ihren freien Geldern, 
einem Teil des Aktienkapitals und dem Amortiſa⸗ 
tionsfonds kann und wird die Bank Nebengeſchäfte 
betreiben, nämlich die Beleihung der von ihr ver— 
bürgten Hypotheken. Hierbei läuft die Bank ein 
beſonderes Rififo nicht, da fie doch für die Hypo⸗ 
theken im vollen Umfange haftet. Durch diefe Nlög- 
lichkeit, ſich auf die Hypotheken Geld zu verſchaffen, 
werden auch diejenigen Kreiſe zur Bereitſtellung von 
Mitteln für hypothekariſche Anlagen herangezogen, 
die wegen der Schwierigkeit der Lombardierung von 
Hypotheken der Hypothekenanlage fern geblieben ſind. 

In Anbetracht der bereit zu haltenden Wittel iſt 
die Verzinſung des Aktienkapitals an ſich mit 5%, 
die des Amortiſationskapitals im Hinblick auf die 
Nebengeſchäfte mit 6% angenommen. 


Es ergibt fih folgende Nentabilitäts-Berech⸗ 
nung: 


Verzinſung des eingezahlten Aktien: 
kapitals von 5 Millionen zu 5% 
Proviſion von 11/2% auf 100 Millionen, 
verteilt auf 5 Jahre (pro Jahr 
20 Millionen Hypotheken Zuwachs 
angenommen . Der re 

Zinsdifferenz von Y,% auf die ge? 
ſamten Hypotheken von 100 Millionen 

Verzinſung des mit 2½ Millionen 
ſtationär angenommenen Amortiſa— 
tionskapitals zu 6%, . 


% 250 000,-— 


300 000, — 


" 


500 000, — 
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5 150 000, — 
st 1 200 000.— 
Der Brutto-Ertrag beläuft ſich alfo auf 
, 1 200 000,— 5 
von dem Bruttogewinn ſind abzuſetzen: 
a) Ankoſten 


1. der Beleihung!) (Grundbuch- 
koſten, Bürgſchaftsſtempel uſw. 
, 50 000.— 
2. allgemeine An- 
koſten, ein⸗ 
ſehließlich 
Steuern „ 130 000. — — 180 000.— 
M 1 020 000,— 


b) Nückjtellungen für Ausfall, 2 % 


der verbürgten Hypotheken auf 
100 Millionen „ 500 000.— 
, 520 000, — 

c) Rückſtellungsfonds für möglichen 

Grunderwerb, 3/29 % der ver 
bürgten Hypotheken )). 50 000.— 
At 370 000,— 
d) Reſervefonds 10% ra 37 000, — 
, 333 000, — 
e) Dividende 4% 4200000 
At 133 000,— 

f) Tantieme für Direktion und Auf— 
ſichtsrat 20% 0 , 26 600.— 
At 103 400,— 
g) Superdividende 2%, „ 100 000.— 
Vortrag 6 400,— 


) In Hamburg würden ſich die Unkoſten, wenn 
man eine Durchſchnittshypothek von 40 000 Mark 
für 500 Grundſtücke, zuſammen alſo 20 Millionen 
jährlichen Zuwachs, annimmt, wie folgt berechnen: 
Eintragung mit Beglaubigung und Brief 


für M 40 000.— e 
Teilabtretung mit Beglaubigung und Buie 

(während der Rente) von ca. / 4000, — = u 6,60 
Abtretung der Hypothek von M 40 000.— 

mit Beglaubigung 8 20,50 

Löſchung von M 4000,— mit Beglaubigung 6,00 

# 713,10 

„ ͤ 20.— 


Bürgſchafts-Stempel ½ pro mille 
Porto und Auslagen uw. 
At 100 Dr 
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Es ift hierbei jedoch zu bemerken, daß im An⸗ 
fang des Beſtehens der Bank mit einer bedeutend 
niedrigeren Verzinſung zu rechnen iſt. Am beſten 
fällt die Dividende zur Verſtärkung der Rücklagen in 
den erſten beiden Jahren ganz fort. 

Die Bilanz für das zweite Jahr (im erſten Jahr 
könneu nur die Unkoſten gedeckt werden) ergibt folgen— 
des Bild: 


Aktienkapital 1 1000 000 zu 5 % 
Peoviſion auf 10 Millionen 1½% 


. M 50.000 
„ 150000 


Zinsdifferenz von ½ auf 10 Millionen „ 50000 
Verzinſung des Amortiſations- Fonds „ — 
a Mt 250 000 
Hiervon Ankoſten: 
a) Speziale At 25 000 
b) allgemeine 008 „ 100 000 
At 150 000 


Rückſtell. Fonds / 50 000 
Grunderw.-Fonds %% 10 000 
, 60 000 ſtatt deffen „ 100 000 (1%) 


, 50 000 
Dividende 4% „ 40 000 
, 10000 
Referve- Fonds 005 
, 5 000 


5 000. 


Tantiemen 


Vortrag: M 


Nimmt man das Aktienkapital mit 5 Mill. M. 
an, und find die Bürgſchaftsübernahmen mit 50 Wil- 
lionen Höchſtgrenze limitiert, fo bleibt die Renz 
tabilität die gleiche, wenn man ſtatt 180 000 M 
130 000 % Unkoſten einſetzt. 

Bleibt der Ausfall im Durchſchnitt der Jahre 
hinter den Nückſtellungen nicht unerheblich zurück 
— und ſolches ijt anzunehmen — dann können die 
Nückſtellungen erheblich ermäßigt werden und es ift 
mit einer höheren Dividende zu rechnen. 

Aus dieſen Auseinanderſetzungen ergibt fid, 
daß große bare Mittel zur Gründung nicht er— 
forderlich find. Das Niſiko, das mit dem Geſchäft 
überhaupt verknüpft iſt, drängt dazu, daß einmal 
im Verhältnis zu den verbürgten Hypotheken ein 
nennenswerter Barbetrag ſtets zur Verfügung ſteht, 
und daß andererſeits eine außerordentlich vorſichtige 
Dividendenpolitik getrieben werden muß. Es kommt 
in erſter Linie auf die Sicherung des Niſikos an, 
die Höhe der Dividende muß immer eine Nebenrolle 


8) Da die valierte zweite Hypothek bis zum 
Ablauf der fünf Jahre ſtehen bleiben muß, ſo 
brauchen beim Erwerb des Grundſtücks nur die 
aufgelaufenen Zinſen, Koſten und die Prolongations⸗ 
koſten der erſten Hypothek bezahlt werden, die aus 
dieſem Fonds zu entnehmen ſind. Gelingt der Ver⸗ 
kauf des erworbenen Grundſtücks vor Fälligwerden 
der zweiten Hypothek nicht, ſo muß dieſe ausgezahlt 
werden. Dieſe Beträge ſind alsdann dem Aus⸗ 
fallsfonds () zu entnehmen. Zweite Hypotheken 
nimmt die Bank auf ihre Grundſtücke nicht, 


ſpielen, wenn auch eine ausreichende Verzinſung 
gewährleiſtet werden muß. Iſt im Geſchäftsgange 
der Bank beides zu erzielen und erſcheint ſolches 
wahrſcheinlich, ſo dürfte ſich von den beteiligten 
Intereſſentenkreiſen das erforderliche bare Kapital 
nicht allzu ſchwer finden, zumal wenn Kommune 
oder Staat zur Beteiligung geneigt iſt. 

Um eine tatſächliche Unterlage für die Be- 
urteilung der Ausſichten der zu gründenden Bank 
zu gewinnen, bedarf es einer Betrachtung des Niſikos, 
d. h. einer Erörterung der Frage, mit welchen Aus⸗ 
fällen an Hypotheken die Bank rechnen muß. 

Vorweg mag bemerkt werden, daß in der Dent- 
ſchrift der deutſchen landwirtſchaftlichen Treuhand— 
Bank über einen Vorſchlag zur Beſchaffung und 
Sicherung zweiter Hypotheken das Niſiko der Ver- 
ſicherungsgeſellſchaft für zweitſtellige landwirtſchaft⸗ 
liche Hypotheken auf 1⁄2% der gedeckten Hypotheken— 
ſumme angenommen wird. 

Im einzelnen ſind für die folgenden Betrach— 
tungen die mir bekannten Zahlen und Verhältniſſe 
Hamburgs zugrunde gelegt. 

Die Geſamtheit der in Hamburg Ende 1913 
in das Grundbuch eingetragenen Grundſtücke belief 
jiġ auf 31700, Der Wert dieſer Grundſtücke wird 
mit 3 Milliarden (?) angenommen. Sie waren ins⸗ 
geſamt mit 2,627 Millionen belaſtet. Die Zunahme 
der Belaſtung hat in den Jahren vor dem Kriege 
pro Jahr durchſchnittlich 100 Millionen betragen. 
In den Jahren 1910/15 (eine zuſammengefaßte 
Periode gewöhnlicher und außergewöhnlicher Zeiten) 
ſind im ganzen 1578 Grundſtücke mit einer Belaſtung 
von 214,9 Millionen zur Zwangsverſteigerung ge— 
bracht worden. Ausgefallen find hierbei 54,7 Mil- 
lionen. Auf den Durchſchnitt des Jahres berechnet, 
ergibt das: 263 Grundſtücke mit 35,8 Willionen 
Belaſtung und einem Ausfall von 9,1 Mill. M. In 
den vorhergehenden fünf Jahren betrug der Durch— 
ſchnitt zirka 260 Grundſtücke mit 6 Millionen Aus⸗ 
fall pro Jahr. 

Dieſe letzteren Zahlen des Ausfalles find er- 
ſtaunlich und beängſtigend. Sie beſagen, daß in 
letzter Zeit alljährlich in Hamburg für über 9 Will. 
Mark eingetragene Hypotheken ausgefallen ſind. 
Allein dieſe Zahlen des Ausfalles eingetragener 
Hypotheken in der Zwangsvollſtreckung ſind nur 
techniſch⸗juriſtiſch, nicht wirtſchaftlich richtig. Von 
den zur Zwangsverſteigerung gekommenen Grund- 
ſtücken war ein ſehr erheblicher Teil im Bau be— 
griffen. Sie waren im Grundbuch in den letzten 
Stellen mit Hypotheken belaſtet, die niemals valu⸗ 
tiert worden find, da die Valuta nur mit Fort- 
ſchreiten des Baues zu geben beabſichtigt war. Sie 
waren weiter belaſtet mit Sicherheits- und Zwangs⸗ 
hypotheken, die alle möglichen Forderungen gegen 
den zahlungsunfähigen Grundeigentümer zum Ge- 
genſtand hatten. Aber auch abgeſehen von dieſen, 
im Bau begriffenen oder gerade fertiggeſtellten 
Grundſtücken, find wiederholt nichtvalutierte Hypo- 
theken zum Ausfall gekommen. Zum Beiſpiel haben 
Hypothekenbanken die Beleihung zugeſagt unter der 
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Bedingung, daß die vorhergehenden Hypotheken den 
Vorrang einräumten. Vor der Hergabe des Dar- 
lehens iſt für die Bank die Hypothek eingetragen; 
es haben fih aber Schwierigkeiten bei der Bor- 
rangs⸗Einräumung ergeben, das Grundſtück ift zur 
Zwangsverſteigerung gekommen und die eingetragene 
Hypothek der Bank figuriert in ihrem ganzen Um- 
fange als Ausfall, während doch kein Pfennig ge- 
geben war. Erſteher der ſubhaſtierten Grundſtücke 
ſind meiſtens die Inhaber von Hypotheken, die zum 
Teil zum Zwecke des Ankaufes des Grundſtücks er- 
worben find. Dieſe Hypotheken werden nur im An- 
fange der Beleihung ausgeboten, der Reſt fällt aus, 
während er doch in Wirklichkeit kein Kapitalausfall 
ift, ſondern ein Teil des von dem Erſteher zu zah— 
lenden Kaufpreiſes. l 

Endlich find auch die zum Zwangsverkauf 
kommenden Grundſtücke nicht felten mit Perſonal— 
kredit aus allen möglichen Geſchäftsbeziehungen be— 
laſtet, ſo daß ein Ausfall der Hypotheken mit dem 
Realkredit des Grundſtückes nichts zu tun hat. 

Vergegenwärtigt man ſich alle dieje Umſtände, 
ſo wird in Hamburg der Ausfall wirklicher Dar— 
lehens⸗ Hypotheken auf allerhöchſtens die Hälfte des 
ſcheinbaren Ausfalles, mit 4,5 Mill. anzunehmen 
ſein. 

Um das Niſiko zu ermitteln, das die Bank 
für ihre Bürgſchaften zweiter Hypotheken läuft, iſt 
in Betracht zu ziehen, daß die Bank nur das ge— 
ſunde Grundeigentum beleiht, bezw, ſich für die 
Sicherheit verbürgt. Dieſe, für das Rilifo der Bank 
günſtige Betrachtungsweiſe ſoll aber ganz ausge— 
ſchaltet bleiben. 

Nehmen wir an, die Bank ſei voll in An⸗ 
ſpruch genommen und hätte im Geſamtbetrage für 
100 Will. Bürgſchaften für zweite Hypotheken über— 
nommen; nehmen wir weiter an, das Niſiko verteile 
ſich auf 2500 Grundſtücke mit je einer zweiten Hypo- 
thek im Betrage von 40000 %, dann ergibt fih 
folgende Zuſammenſtellung: 


a) bei Einſetzung des formalen, grundbuchmäßig 
feſtgeſtellten, wirtſchaftlich nicht richtigen Aus- 
falles: 

31600 Grdſt. kommen i. J. durchſchnittl. 253 Verſt. 

m. e. Ausf. v. 9,1 Will., 

2500 v. d. BÉ. belieh. Grdſt. kommen i. J. durch— 

ſchnittl. 21 Werft, (20,8) m. e. Ausf. v. 726 000 N. 

auf ein Grundſtück 34 600 /; 

b) bei Einſetzung des als wirtſchaftlich zutreffend 
angenommenen Ausfalles von 4,5 Will.: 

21600 Grdſt. 263 Verſt. m. e. Ausf. v. 45 Will., 
2500 Grdſt. d. Bank 21 Verſt. m. e. Ausf. v. rund 

360 000 9) 

(Durchſchnittswert der beliehenen Grundſt. 200 000% 


9) Bei einer Durchſchnittsbelaſtung von 30 000 
Mark auf das Grundſtück kämen anteilsmäßig 27,5 
Bruchteile in Betracht und der Ausfall würde ſich 
auf 432 000 A. erhöhen (Durchſchnittswert der be- 
liehenen Grundſtücke 157 000 %). 


Auch eine andere Betrachtungsweiſe für die 
Ausſichten der Bank iſt am Platze, wenn man da⸗ 
von ausgeht, daß die Tätigkeit der Bank mit Frie⸗ 
densſchluß einſetzt: 

Während des Krieges ſind Neubauten von 
Revenuegrundjtüden fo gut wie gar nicht entitanden. 
Nach dem Kriege wird diefe Bautätigkeit anfäng⸗ 
lich nur in ſehr beſchränktem Umfange einſetzen, 
und es wird vorausſichtlich lange Zeit vergehen, 
bis das Baugewerbe wieder in Blüte kommtle). Denn 
das Geld wird nach dem Kriege bedeutend teuerer 
ſein als vorher. Dem Kapitaliſten werden ſich 
mannigfach andere Wege zur Betätigung ſeines Ka- 
pitals eröffnen, überall wird Kreditbegeben hervor— 
treten. Dazu wird ſich ein gewiſſes Mißtrauen ge— 
ſellen gegenüber den vor dem Kriege nicht immer 
ſoliden Bauunternehmungen. Die Materialien 
werden teuer, die Löhne hoch ſein. So werden alles 
in allem die Gewinnchancen vorläufig nicht ver— 
heißungsvoll ſein und daher wird wenig gebaut 
werden. Auf der anderen Seite ſind durch den Krieg 
viele Wohnungen leer geworden, die Familien 
haben fih einſchränken müſſen und find vielfach zu⸗ 
ſammengezogen. Frauen, die ihre Männer verloren 
haben, ſind mit ihren Kindern zu ihren Eltern 
zurückgekehrt u. |. f. Es jind auch eine nicht un- 
bedeutende Zahl von Ehen — Kriegstrauungen — 
geſchloſſen, bei denen es zur Gründung eines eige- 
nen Hausſtandes noch nicht gekommen iſt. Nach 
Friedensſchluß, wenn normale Verhältniſſe wieder⸗ 
gekehrt ſind, wird daher bald eine Nachfrage nach 
Mietwohnungen, zumal der kleineren und mitt- 
leren Wohnungen, bis etwa 1000 6, von allen 
dieſen Familien einſetzen. Vermutlich wird auch 
die Zahl der Eheſchließungen ſteigen, zumal ein aus⸗ 
kömmlicher Verdienſt in allen Schichten der Be- 
völkerung durch den Ausfall ſo vieler junger und 
erwerbsfähiger Menſchen bald zu erzielen ſein wird. 
Die Folge von allem iſt das Steigen der Miete, be- 
ſonders, wie geſagt, für kleinere und mittlere Woh⸗ 
nungen — vielleicht in einem unerwartet ſchnellen 
Umfange, und damit ein Steigen des Grundbeſitz— 
wertes, was dann wieder ſpäter im Kreislauf der 
Dinge auf die Bautätigkeit anregend wirken wird. 
Das Steigen des Grundwertes ift aber für die Grund- 
kreditbank von großer Bedeutung, es läßt das Ri- 
ſiko der zweiten Hypothek jenſeits abſtrakter, doch 
nicht immer zuverläſſiger Zahlen als durchaus er- 
träglich erſcheinen. 

Für die Grundeigentümer dürfte der geforderte 
Zinsſatz von 5¾% in der Zeit nach dem Kriege 
annehmbar ſein. Im übrigen richtet er ſich, wie 
ſchon hervorgehoben, ſtändig nach dem Geldmarkt. 
Iſt das Geld flüſſig, ſo wird er ſinken, um in 
Zeiten der Verſteifung wieder zu ſteigen. Das regelt 
ſich automatiſch. Feſt iſt nur die Spannung bon 
1,%, die als Differenz die Bank erhält. 


10) Anders wird es wohl nur in den durch 
den Krieg in Witleidenſchaft gezogenen Gebieten ſein, 
wo ſelbſt der Staat eingreifen wird. 
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Bei den Hypothekenbanken war der Zinsſatz 
für erſte Hypotheken vor dem Kriege A414 bis 4½ %, 
in einzelnen Fällen auch 434%. Während des 
Krieges iſt für feinſte erſte Hypotheken kaum ein 
Zinsſatz unter 4½% zu erzielen geweſen; vermutlich 
ſind nach dem Kriege auch dieſe Gelder teuer. So 
dürfte ſich der reguläre Zinsſatz für zweite Hypo⸗ 
theken im allgemeinen eher über als unter 6% bez 
wegen. 

Durch die neue Bank wird dem Grundeigen- 
tümer eine auf 5 Fahre feſte Hypothek geboten, deren 
Verzinſung einſchließlich aller Koſten ſich auf etwas 
über 6% beläuft: 


nämlich: Verzinſung 53⁄4, 
Proviſion 112%, pro Jahr 3/ 100%, 
Zinsverluſt am Amortiſ.⸗Kapital Yin 
68/20% oder 


rund 61/,%, 


Zieht man die Koſten ab, die ſonſt immer der 
Grundeigentümer bei allen Eintragungen zu tragen 
hat, ſo ſtellt ſich die Verzinſung auf etwas über 6%. 
Das iſt für die Zeit nach dem Kriege als mäßiger 
Zinsſatz anzuſehen. Nach v. d. Borght „Der ſtädtiſche 
Realfredit nach dem Kriege“ waren im Durchſchnitt 
in Deutſchland vor dem Kriege die Zinſen zweiter 
Hypotheken zum Teil auf 5½ und 6%, die Provi- 
fion für Vermittler und Geldgeber auf je 2% an= 
gewachſen. 

Hoch erſcheint bei obiger Berechnung nur der 
Proviſionsſatz. Allein es ijt zu bedenken, daß von 
der Bank die ganzen, nicht unerheblichen Koſten der 
Eintragungen und Abtretungen des Bürgſchafts— 
ſtempels uſw. getragen werden. 

Schwerer als den Proviſionsſatz wird der Grund— 
eigentümer die Amortiſation empfinden. Auf ſie 
kann aber nicht verzichtet werden, denn darin liegt 
nicht nur ein Verdienſt, ſondern eine wichtige Siche⸗ 
rung der Bank, deren Niſiko ſtändig verkleinert wird. 
Andererſejts trägt gerade die teilweiſe Amortiſation 
der zweiten Hypotheken weſentlich zur Geſundung 
des Grundeigentums bei. Es iſt hier ein Mittelding 
geſchaffen zwiſchen der reinen Hypothek und der 
unkündbaren Tilgungshypothek, und die Heran— 
ziehung der privaten Geldgeber, die nach der Natur 
der Sache Tilgungshypotheken nicht geben, ift durch 
die Einſchaltung der Bank möglich geworden. Zu 
betonen iſt nur immer wieder, daß die ganze Ein— 
richtung nur dem geſund gebliebenen Grundeigentum 
zuſtatten kommen kann. Nur die Grundſtücke kommen 
in Betracht, bei denen das Kreditbedürfnis nicht 
über 80% des Wertes hinausgeht. Mit dem fo er- 
haltenen, auf das Grundſtück aufgenommenen Geld- 
betrag, muß der Grundeigentümer ſeinen Gläu⸗ 
bigern, den Hypothekariern, für rückſtellige Zinſen und 
fällige Hypotheken, dem Staat für geſtundete Ab⸗ 
gaben gerecht werden können und müſſen alle eventu⸗ 
ellen Mietzeffionen abgelöſt werden. Iſt das im 
gegebenen Falle nicht möglich, dann iſt dieſes Grund⸗ 
ſtück nicht geſund, ihm iſt durch die Bank nicht zu 
helfen. 


Als Geldgeber für zweite Hypotheken kam bis- 
her, im Gegenſatz zur erſten Hypothek, deren Geld- 
beſchaffung organiſiert iſt, faſt ausſchließlich das 
Privatkapital in Betracht. Es waren im allge- 
meinen nicht die Großkapitaliſten, die das zur 
Deckung des zweitſtelligen Hypothekenkredites er- 
forderliche Kapital zur Verfügung ſtellten, ſondern 
in erſter Linie die kleineren Kapitaliſten, die auf 
eine höhere Verzinſung ſahen und ſehen mußten: 
Kleine Rentner, Witwen, Handwerker, höhere und 
niedere Beamte uſw. Nahezu 12 bis 15 Williarden 
mögen in Deutſchland als in zweiten Hypotheken 
angelegte Kapitalien zurzeit in Betracht kommen 
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(vgl. v. d. Borght a. a. O. Seite 8). Dieſen Geld- 
gebern wird zwar eine etwas niedrigere Verzinſung, 
als ſie ſonſt für zweite Hypotheken erhalten würden, 
dafür aber auch ein bei weitem geringeres Riſiko 
und ein ſtetiger Zinseingang geboten. Dazu hält 
ſich der Zinsſatz immer noch nicht unerheblich über 
dem Zinsſatz der feſtverzinslichen Papiere. 

So erſcheint es, daß die Grundkredit-Bank 
Aktiengeſellſchaft den berechtigten Anſprüchen der in 
Frage kommenden Perſonenkreiſe gerecht wird und 
ſie befriedigt, und iſt das zutreffend, dann wird 
ſie aus dem Reiche der Idee verheißungsvoll ins 
Leben treten. 


Das Schreiben (König Eudwigs. 


Myſon. 


Mehr als in jedem anderen Kriege handelt 
es ſich in dieſem ungeheuren Weltkrieg, den wir 
jetzt durchzukämpfen haben, um den Zuſammenhang 
zwiſchen den inneren wirtſchaftlichen Perhältniſſen 
mit der äußeren Kriegslage. Zweierlei Momente 
find es hauptſächlich, die dieſes Verhältnis begründet 
haben. Zunächſt das Prinzip des Aushungerns 
durch England. Wir haben nicht geglaubt, daß 
England ſowohl über ſeine Verbündeten, wie über 
die Neutralen eine derartige Gewalt ausüben 
könnte, wie es ſie jetzt tatſächlich ausübt, um ſeinem 
verbrecheriſchen Plan zum Erfolg zu verhelfen. 
Immer beſchränkter wird unſere Außenzufuhr; denn 
dem ungeheuren Druck der britiſchen Drohungen 
können ſich die kleinen neutralen Staaten nur ſehr 
ſchwer entziehen. Und wir dürfen nicht vergeſſen, 
daß England ihnen dafür auch einen gewiſſen Erſatz 
bietet durch Abnahme von Ware, ſelbſt wenn es 
ſie nicht gebraucht und durch Vergeben von großen 
Aufträgen, die vielen neutralen Induſtrien eine nie 
geahnte Arbeitstätigkeit gegeben haben. 

Das zweite Moment, das als erſchwerend hin- 
zukam, iſt die nicht vorausgeſehene lange Dauer 
des Krieges. Ich gehörte nicht zu den Männern, 
die phantaſtiſch im Auguſt. 1914 ſagten: Dieſer Krieg 
wird höchſtens ein halbes Jahr dauern. Ich habe 
es damals auch dem Herausgeber dieſer Zeitſchrift 
gegenüber ausgeſprochen: Bei Gegnern, wie es 
England und Rußland wären, rechnete ich mit zwei 
Jahren Krieg. Aber auch dieſer Zeitraum ijt nun- 
mehr längſt überſchritten, und wir ſehen noch immer 
nicht ein Ende des furchtbaren Ningens. Wir 
waren wirtſchaftlich nicht auf eine derartige Dauer 
vorbereitet und mußten daher zu ganz neuen 
Mitteln greifen, um den engliſchen Plan ſcheitern 
zu machen. 

Nun find wir bei einer RNeichslebensmittel— 
verteilung angelangt, die weſentlich notwendige Be- 
ſtandteile unſerer Ernährung ſehr herabgeſetzt hat. 
Wir klagen nicht darüber und fügen uns gerne 


in das Notwendige, aber wir wünſchen, daß die 
beſtimmten Quanten uns nun auch wirklich ge— 
liefert werden, und daß ſie möglichſt rationell für 
die Volksernährung ausgenützt werden können. 
Trotz Herrn von Batocki hat es ſich aber immer 
mehr gezeigt, daß, während in beſtimmten Ge— 
genden ein verhältnismäßiger Ueberfluß herrſcht, es 
in den großen Induſtriegebieten dagegen ſehr mit 
der Zufuhr der verſprochenen Lebensmittelquanten 
hapert. Dann aber iſt ihre Verteilungsmöglichkeit 
und Ausnutzungsfähigkeit recht in Frage geftellt. 
Die Lebensmittelpolonaiſen ſind eine ſtändige und 
ungemein bedenkliche Erſcheinung geworden, be— 
denklich aus den verſchiedenſten Gründen. Sie 
nehmen nicht nur der arbeitenden Bevölkerung einen 
großen Teil ihrer Arbeitszeit fort, ſie ſind nicht 
nur im höchſten Grade geſundheitsſchädlich, ſpezielſ 
im Herbſt und Winter, ſondern ſie bieten auch Ge— 
legenheit zum fih gegenſeitigen Erregen und Auf— 
regen. Ein gleich ſchwerer Mißſtand tjt das vergeb— 
liche, oft viele Stunden anwährende Umherlaufen 
der Käufer von einem Geſchäft zum andern, in der 
oft vergeblichen Hoffnung, die verſprochenen Mah- 
rungsmittel zu erhalten. Ein dritter ijt die Unmög- 
lichkeit für viele, ſpeziell kleinere Familien, ſelbſt 
wenn dieſe ihr Luantum Lebensmittel empfangen, 
das ihnen verſprochen ift, aus ihm ein nahrhaftes 
Eſſen zu bereiten. Als ungemein erſchwerend kommt 
noch der Lebensmittelwucher hinzu, der nachgerade 
zu einer Landplage geworden iſt, trotz aller Maß— 
nahmen, die gegen ihn ergriffen worden ſind. 
Wir haben nun, ganz abgeſehen vom Krieg, 
das allergrößte Intereſſe daran, daß dieſen Zu— 
ſtänden durch ein praktiſches Syſtem der Verteilung 
und Ausnutzung der Lebensmittel ein Ende De- 
reitet wird. Wir müſſen ſonſt mit den ſchlimmſten 
ökonomiſchen, moraliſchen und hygieniſchen Schä— 
digungen unſeres Volkslebens rechnen. Schädigun— 
gen, die ganz natürlich auch auf den Ausgang des 
Krieges von Bedeutung ſein können. Wir können 


aber auch für unſere Zukunft kein unterernährtes 
Volk gebrauchen, wir müſſen eine vermehrte Kinder— 
ſterblichkeit verhindern, und ſind verpflichtet, darauf 
zu ſehen, daß wir nicht Epidemien ein günſtiges 
Feld bereiten. 

Bayern ſcheint auch diesmal in der Organiſation 
vorangehen zu wollen. Es hatte ſich bekanntlich in 
Norddeutſchland die Sage gebildet, Bayern ſei das 
Land, wo Milch und Honig fließe, München fei 
auch heute noch das Capua, von dem einſt der 
alte Bebel redete. Beides trifft nicht zu. Gewiſſe 
Gegenden in Bayern, das ift natürlich unleugbar, 
rein agrariſche fruchtbare Gegenden, ſind in einer 
ſehr günſtigen Lage; aber hauptſächlich infolge der 
ungeheuren Menge von Verfügungen, die zum 
Schluß niemand mehr begreift und verſteht, ſelbſt 
ihre Verfaſſer mitunter wohl nicht, iſt es dahin 
gekommen, daß dieſer berhältnismäßige Reichtum 
nicht einmal für Bayern in der entſprechenden Weiſe 
ausgenutzt werden kann. In den bayeriſchen Kom— 
munen über 40000 Einwohnern herrſchen genau 
die gleichen Mißſtände wie in den anderen deutſchen 
großen Kommunen, aber ſie herrſchen auch in gar 
manchen kleineren und in manchem Landbezirk. Vor— 
nehmlich kommt hier, was das letzte anbelangt, 
Oberfranken in Betracht, und die Steinpfalz; mit 
ihrem dürren, ſchlechten Boden bringen dieſe Ge— 
biete nicht die notwendige Maſſe von Getreide und 
anderen Feldfrüchten hervor, um ihre eigene Be— 
völkerung zu ernähren. Dieſe Bevölkerung, die, wie 
auch in der Aſchaffenburger Gegend, zum großen 
Teil aus Heimarbeitern beſteht, lebt ſchon in Frie⸗ 
denszeiten febr kümmerlich. Ihr Lebensſtand ift 
durch den Krieg natürlich noch weſentlich geſunken, 
und ſo drängte ſich den denkenden Köpfen im Kö— 
nigreich immer mehr der Gedanke auf, daß Abhilfe 
für die großen Kommunen und für dieſe ländlichen 
Bezirke geſchafft werden müßte. 

Es ehrt König Ludwig ungemein, daß er ſich 
einer ſolchen ſozialen Erkenntnis nicht verſchloſſen 
hat, ſondern in bahnbrechender Weiſe für die Le— 
bensimittelverforgung im Lande Sorge tragen will, 
Denn der Brief des Königs iſt weit mehr als ein 
gnädiges Schreiben, in dem ein Monarch eine ſehr 
große Summe für einen beſtimmten Zweck hergibt. 
Der König will nicht Wohltäter, er will Anreger 
ſein, Anreger zu praktiſchen Maßnahmen. Wer die 
Vorgeſchichte dieſes Schreibens kennt, weiß, daß der 
Monarch ſehr eingehende Veſprechungen mit dem 
Grafen Hertling, mit dem Winiſter des Innern 
Baron Soden und ſeinem eigenen Kabinettschef, 
Staatsrat von Dandl, gehabt hat, ehe er es erließ. 
Alle drei Männer beſtärkten ihn in ſeinem Vor— 
haben. Graf Hertling, der für ſein Alter ſich 
jugendliche Friſche bewahrt hat, ging beſonders leb⸗ 
haft darauf ein, aber er fand auch die eifrigſte Unter⸗ 
ſtützung der beiden andern Herren, ſowie des Kriegs⸗ 
miniſters Baron Kreß, der ja auch ein Wort mit 
hereinzureden hat. d 

Gans beſonders erfreulich iſt es, daß der König 
nun gerne praktiſchen Rat aus den Kreiſen der 
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für Organiſation Erfahrenen haben will, und aus 
den Kreiſen der Männer, die ſich mit dieſer Frage 
ſchon beſchäftigt haben. Denn es ift gar kein Ge- 
heimnis, daß hier kein reines Beamtenwerk ge— 
ſchaffen werden ſoll, daß vor allen Dingen der 
Verfügungsapparat nach dem königlichen Willen 
nicht in unnütze Tätigkeit gebracht werden darf, 
ſondern daß durch gemeinſames Wirken aller in 
Betracht kommenden Faktoren gut, ſicher und ſchnell 
gearbeitet werden ſoll. 

Der König geht von dem Gedanken der Maſſen— 
ſpeiſung und der Volksküchen aus und hofft, daß 
ſie überall im Lande, wo es nottut, eingeführt werden. 
Das kann nur geſchehen, und darüber dürfen ſich 
wohl die meiſten klar ſein, wenn das Prinzip für 
die größeren Kommunen und für die beſagten Land- 
bezirke obligatoriſch gemacht wird non feiten der 
Regierung, wenn aber die Ausführung im einzelnen 
den Kommunen und Bezirken ſelbſt überlaſſen wird, 
da man unmöglich die Bedürfniſſe einer ſo großen 
Bevölkerung von ſo verſchiedenem Charakter über 
einen Kamm ſcheren kann. 

Sehr praktiſch wäre es, wenn entweder als 
Zentralbehörde dem Miniſterium des Innern oder 
dem Kriegsminiſterium ein neues Ernährungsamt 
beigegeben werden würde, das an der Spitze der 
ganzen Organiſation ſteht. Dieſes Ernährungsamt 
muß ſowohl, wenn es richtig wirken foll, aus Ber- 
tretern der Kommunen, der Gewerkſchaften, der land- 
wirtſchaftlichen Genoſſenſchaſten, des Handelsſtandes 
zuſammengeſetzt ſein, als auch aus einigen Militärs 
und Beamten. Die Praktiker müſſen aber nicht 
aus einem Bezirk des Landes, ſondern aus den 
verſchiedenen genommen ſein, und an der Spitze 
hätte ein wirklich großer Organiſator, der zugleich 
ein Mann von Herz, zu ſtehen. 

Eine der erſten Aufgaben dieſer Zentralbehörde 
müßte es ſein, die Kreisregierungen, die heute ſehr 
viel überflüſſige Arbeitskräfte haben, zu veranlaſſen, 
ſolche an die Bezirksämter abzugeben, damit in den 
Bezirksämtern ſelbſt die Menge der vorhandenen 
Lebensmittel und ihrer Abfuhr für das andere Land 
nach Abzug des eigenen Bedarfs feſtgeſtellt wird. Zu 
dieſem Zweck braucht man abermals nicht die übliche 
große Schreibarbeit, ſondern der Bezirksamtmann, der 
ja alle Bürgermeiſter der kleinen Städte und der Dorf- 
gemeinden kennt, wird durch praktiſches Zuſammen⸗ 
arbeiten mit ihnen, vornehmlich wenn er für die 
Vertretung in feinen jonftigen Geſchäften entlaſtet 
wird, durch Abgabe eines Beamten der Kreisregie— 
rung, viel raſcher zum Ziel gelangen, als wenn mehr 
oder weniger unverſtändliche Fragebogen an die 
nicht ſehr ſchreibfreudige Landbevölkerung ausge— 
ſchickt werden. 

Dieſe Aufſtellung gibt die Baſis für den Ber- 
teilungsplan. Wenn jede Kommune über 40000 
Einwohner, wenn gewiſſe kleinere Kommunen und 
Landbezirke nach dieſem Plan die notwendige Er- 
gänzung ihrer Lebensmittel erhalten haben, dann 
müßten fie ſelbſt caran gehen, deren Verbrauch zum 
Nutzen der Allgemeinheit zu regeln. Für die Land— 
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bezirke würde es ſich empfehlen, wie ſchon ein 
Münchener Blatt hervorgehoben hat, einfach gemein⸗ 
ſame Küchen in jedem Dorf zu errichten. Die 
großen Fleiſchſtücke, die man nicht in kleine Schnitzel 
zu zerfetzen braucht, das Fett, die Eier, alles läßt 
ſich ungemein praktiſcher und rationeller verwerten, 
als wenn es in einer Dorfgemeinde von 60 oder 
70 Hauswirtſchaftsſtellen in ſoundſoviele Einzelteile 
zerlegt wird. Die abgelegenen oder Einödbauern 
ſind natürlich in dieſer Beziehung ungünſtiger daran, 
und da müßte man durch ein etwas erhöhtes Quan- 
tum von Zubilligung aus den Gemeindevorräten 
ſie dafür guthalten. 

In den Städten iſt es ganz klar, daß die 
Schwerarbeiter an und für ſich nur ſehr knapp 
mit den ihnen zukommenden Lebensmitteln aug- 
kommen können. Von unſerer Schwerarbeit hängt 
aber zum großen Teil der Erfolg des Krieges ab. 
Ebenſo ift der kleine Wittelſtand, dieſer aus finan- 
ziellen Gründen, nicht in der Lage, bei den be— 
ſtehenden Preiſen mit Nutzen häusliche Küche führen 
zu können. Daher gilt es ſowohl der Arbeiterſchaft 
wie dem kleinen Mittelſtand in allererſter Linie 
zu helfen. Volksküchen, in denen man ſich das 
Eſſen holen kann, oder in denen geeignete Räume 
für die Wittagsſpeiſung vorhanden find, einfach au 
beſtehende Neſtaurants anzuſchließen, geht nicht gut 
an. Dieſe Neſtaurants oder großen Brauereien 
wollen naturgemäß an dem Eſſen profitieren, haupt- 
ſächlich durch den Trinkzwang. Ein ſolcher darf 
aber unter keinen Umſtänden beſtehen. Daher er— 
ſcheint es weit wichtiger, unter Kontrolle von Be- 
zirkskommiſſionen, die wieder unter der ſtädtiſchen 
Zentralbehörde ſtehen — alle dieſe Behörden müſſen 
natürlich nicht mit Beamten, ſondern mit praktiſchen 
Männern beſetzt ſein „ die Küchenkontrolle in 
den Speiſehallen und Wirtſchaften zu überwachen 
und den Wirten entweder ihre Mieten zu ver— 
güten oder ihnen einen gewiſſen Prozentſatz als 
Profit zu gewähren. Familien mit zahlreichen 
Köpfen und Lehrbuben, die den Wittagseſſenpreis 
nicht zahlen können, müßten die Kommunen die 
notwendige Unterſtützung geben. Das Eſſen in den 
einzelnen Volksküchen hätte in einer genau beſtimmten 
Kundenfolge vor ſich zu gehen und ebenſo das Ab⸗ 
holen der Speiſen. Natürlich darf, wer ſich einer 
Volksküche angeſchloſſen hat, wegen der Regulierung 
des Verbrauches nicht ohne weiteres zu einer anderen 


übergehen. Ob und wieweit ſich nach Berliner 
Muſter, nur in ſehr vergrößertem Maßſtab, die 
Einrichtung von Wittelſtandsküchen empfiehlt, die 
in ihrer Anlage genau mach den gleichen Prinzipien 
wie die Volksküchen zu verwalten wären, iſt eine 
praktiſche Frage, die die einzelnen Kommunen nad) 
ihrem Gutdünken gewiß am beſten entſcheiden werden. 

Die reicheren und wohlhabenderen Klaſſen 
können natürlich frei kaufen. Es iſt ſogar voraus⸗ 
zuſetzen, daß ſie es tun müſſen, erſtens um der 
Geſchäftswelt nicht allzu großen Schaden zuzufügen, 
und zweitens, um ihnen nicht ein Benefizium zu 
erteilen, auf das ſie keinen Anſpruch haben. Aber 
ſelbſtverſtändlich muß für fie und alle Geſchäfte, die 
irgendwie Lebensmittel verkaufen, Kundenliſte und 
Abholung nach Kaufszeiten und Nummern gelten. 

Von beſonders großem Wert wird ſich dieſes 
ganze Syſtem, falls es eingeführt werden ſollte, 
erweiſen in bezug auf die Herabdrüdung der Preiſe 
und auf den Lebensmittelwucher überhaupt. Wenn 
die Kommunen von den großen landwirtſchaftlichen 
Verbänden direkt kaufen, ſo iſt es ja klar, daß ein 
großer Teil der Zwiſchenhändler ausfänt und eben: 
ſo ganz klar, daß die Konkurrenztreiberei nicht mehr 
im Schwange ſein kann. Die Kommunen und die 
landwirtſchaftlichen Verbände werden ſich über eine 
gewiſſe Preisſkala verſtändigen können, bei der jeder 
von beiden auf feine Rechnung kommt. 

Jit nun die Einrichtung im Gange, fo braucht 
es gar nicht auseinandergeſetzt werden, um wieviel 
nahrhafter und ſchmackhafter das Eſſen für große 
Volksmengen zubereitet werden kann, als wenn dieſe 
in einzelne Hausſtände zerlegt, wirtſchaften müßten. 
Unernteßlich groß it auch der Gewinn an Arbeits— 
zeit, und ebenſo fällt auch das moraliſch Schlimme 
des Anſtehens fort, 

Alle dieſe Maßnahmen können im Rahmen 
der Neichslebensmittelkarten vorgenommen werden! 
Nur ift es eben notwendig, daß die Quanten dieſer 
Karten wirklich innegehalten werden und daß man 
fte praktiſch verwendet. Dazu würden eben diefe 
Maßnahmen oder ähnliche es können gewiß noch 
praktiſchere vorgeſchlagen werden verhelſen. Wenn 
alſo der Gedanke, der König Ludwig entſchieden 
vorgeſchwebt hat, zur Ausführung gelangt, ſo wollen 
wir nur wünſchen, daß er nicht auf Bayern beſchränkt 
bleibt, ſondern daß auch andere Bundesſtaaten bald 
ihn aufnehmen und in die Wirklichkeit übertragen. 


Huslfandsſpiegel. 


Die Schlacht um Leipzig. 

„Wir wollen franzöſiſche Bücher“, ſo lautet der 
Schlachtruf Francois Lebong in „Oeuvre vom 
16. Auguſt: .. . Der Kampf wird in Paris ge= 
liefert werden. In Paris wird das Leipziger Joch 
abgeſchüttelt werden. Warum hat es des Krieges 
bedurft, um uns zu der Erklärung zu bringen, 


daß dieſes Joch unerträglich tt? Jetzt ijt diefe Er- 
klärung erfolgt. Wir geben es zukünftig nicht mehr 
zu (t), daß Leipzig der Mittelpunkt des Bücher— 
marktes der Welt bleibt. Wir laſſen es nicht mehr 
zu, daß Europa und die Welt in Leipzig ihre To= 
riſtenführer und ihre Muſikpartitionen beſtellen, daß 
die großen Buchhandlungen Europas und Amerikas 


in Leipzig für ihre Beſtellungen einen Vertreter 
haben müſſen, daß unſere Univerſitäten aus Leip- 
zig ihre beſten, oft ſogar ihre einzigen Ausgaben 
griechiſcher und lateiniſcher Klaſſiker beziehen. So 
ſtand es mit uns im Jahre 1914. Wo ſtehen wir 
heute? Ich wiederhole: Wir arbeiten an unſerer Be— 
freiung. Seitdem an den Ufern der Gaöne der erjte 
Bücherkongreß abgehalten worden iſt, rüſtet man ſich 
kräftig zu dem nächſten Pariſer Kongreß. Aber 
das Scharmützel von Lyon liegt heute weit zurück. 
Haben wir denn wenigſtens einen Generalſtab? Das 
iſt keineswegs ſicher. Die Einen ſtellen ſich vor, 
daß Deutſchland uns einen Quantitätsfampf (9000 
Bände jährlich gegen 35 000) auferlegt. Die anderen, 
daß wir eine Zolltariffrage zu regeln haben werden. 
Wieder andere glauben, es iſt eine Sache des guten 
Willens. Ach, der gute Wille! Er hat ſo viele groß— 
herzige Beſtrebungen unnütz gemacht. Und ich denke 
an jene Dame, die in den erſten Monaten des Krie— 
ges erklärte: Dieſer Krieg fordert Opfer von jeder— 
mann. Ich habe damit angefangen. Ich gebe meinen 
Dienſtboten keinen Wein mehr . .. Unnütz, über die 
Tyrannei des deutſchen Buchhandels zu lamentieren, 
um über unſere Fehler und Schwächen die Augen 
zu ſchließen. Leipzig iſt organiſiert, um zu verkaufen, 
und zwar um der ganzen Welt zu verkaufen. Paris, 
um die ganze Kundſchaft zu entmutigen. Oder viel— 
mehr: Paris iſt überhaupt nicht organiſiert. Paris 
ſieht zwiſchen den Buden der Bücherhändler die Seine 
fließen. Leipzig dagegen bildet ſeine Fabrikation 
von Inſtrumenten geiſtiger Arbeit nur noch inten— 
ſiver heraus. Paris laßt die ſeinige fo tief hinab— 
fallen, daß es die Würde des franzöſiſchen Geiſtes 
kompromittiert. Es iſt ein Skandal. Im Norden 
Europas, bei den Ruffen, in Südamerika find die 
Enzyklopädien, die Handbücher der Mechanik, der 
Architektur, der Medizin deutſche Produkte. Warum? 
Die vollſtändigen oder ausgewählten Werke von 
Racine, Molicre, Voltaire, die man in Petrograd 
lieſt, ſind in Leipzig herausgegeben. Warum? Hier 
in Paris iſt die Sammlung ſicherer und billiger Texte 
unſerer Gelehrten, unſerer Philoſophen, unſerer 
Schriftſteller wunderbar unvollſtändig. Man öffuet 
den Katalog eines großen Verlegers, und man findet 
zahlloſe, ſo genannte ſoziologiſche 
Schmutzereien, aber werder Descartes, noch 
Condillac, noch D'Alembert, die in Deutſchland über- 
all wenige Mark koſten. Ebenſo ſteht es mit Ron- 
fard, Amyot, Rouffeau, Diderot. Warum? So 
kommt es, daß unſere Profeſſoren und Studenten 
ſich faſt immer an Deutſchland wenden, daß wir 
die ausländiſchen Studenten in Paris entmutigen, 
und daß wir für die Erfolge der feindlichen Univerji- 
täten kräftig gearbeitet haben. Berüdfichtigen Sie, 
daß Engländer und Staliener ihrerſeits ſchon vor dem 
Kriege ſich zum Kampf vorbereitet haben. Wir nicht. 
Warum? Braucht man für eine philoſophiſche Studie 
oder eine wiſſenſchaftliche Arbeit eine wichtige Biblio⸗ 
graphie, fo findet man 12 deutſche gegen 4 Franzoſen. 
Sprechen wir geſchäftlich. Untere Buchhändler find 
Dummköpfe, diefe Händler ſchlechte Kaufleute. Die 
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Pariſer Buchhändler haben nicht ſämtlich den unent⸗ 
behrlichen „Lorenz“. Sehr wenige Buchhändler ſind 
auf die „Bibliographie de la France“ abonniert. Wenn 
die Buchhändler in Stockholm, Petrograd, Bukareſt, 
einen Generalkatalog nachzuſehen haben, ſo öffnen ſie 
einen deutſchen Katalog. Bibliotheken in franzoſen⸗ 
freundlichen Ländern beſtellen in. Leipzig, um in an⸗ 
ſtändiger Friſt geliefert zu bekommen, was in Paris 
mit allerhand Schwierigkeiten verknüpft wäre. 


Der Wirtſchaftskrieg: 
Ein Wahnſinn und ein Verbrechen.“ 


In den „Daily News“ ſchreibt H. N. Brailsford 
unter dem Titel: „Der Krieg nach dem Frieden“ 
folgendes: Die Veröffentlichung der Beſchlüſſe der 
Pariſer Konferenz hat in Deutſchland zwei Arten 
von Kommentaren veranlaßt. Und keiner von beiden 
iſt ſo, wie unſere Protektioniſten es erhofften. Die 
wenigen gebildeten und mehr auf Gemütserregung 
arbeitenden Zeitungen militariſtiſcher oder alldeutſcher 
Richtung erklären, in der erklärten Politik der En- 
tente einen Grund für die Durchführung der extreme— 
ren Richtungen der Mitteleuropaidee zu finden. 
„Da ja wir“, ſo ſagen ſie, „boykottiert werden jollen, 
ſo laßt uns den Krieg fortſetzen und durch Annexio⸗ 
nen oder Druckmittel das Wirtſchaftsgebiet, das wir 
kontrollieren können, bis zur äußerſten Grenze aus⸗ 
dehnen. Die geſchickteren Blätter andererſeits, die 
für die Geſchäftswelt ſprachen, haben das Pariſer 
Programm mit echter oder zur Schau getragener 
Verachtung behandelt. Der Plan ſcheint ihnen den 
kommerziellen Intereſſen nicht nur Großbritanniens, 
ſondern auch Rußlands, fo flagrant widerſprechend, 
daß ſie es ablehnen, ihn ernſt zu nehmen. Sie halten 
ihn für einen Bluff, für eine Drohung im Kriegsſpiel, 
die dazu dienen ſoll, die Drohung mit dem Boykott 
den anderen Druckmitteln anzureihen, welche die 
Entente bei der Regelung anwenden könnte. Da ſie 
aber unſere Abſicht, je eine ſo ſelbſtmörderiſche Poli— 
tik zu treiben, bezweifeln, ſo macht ſelbſt die Drohung 
keinen Eindruck auf ſie. Dieſe Auffaſſung zeugt 
von der üblichen deutſchen Geſchicklichkeit, konkrete 
Tatſachen zu behandeln, und von der familiären 
deutſchen Blindheit gegenüber dem pſychologiſchen 
Moment. Denn es handelt fih hier um eine in- 
ſtinktive Rückkehr zu der Praxis des 18. Jabr- 
hunderts, den Handel durch Krieg zu fördern. Es iſt 
in ſeinem äußerſten Wirtſchaftsnationalismus die 
denkbar vollſtändigſte Ableugnung des „laissez faire“ 
der Schule Cobdens. Das Emporkommen einer der— 
artigen Lehre iſt kein bloßer Zufall der Kriegszeit. 
Es iſt ein dauerndes Problem der Woral und der 
Wirtſchaft. Wir können nicht durch ein bloßes 
Negativum damit fertig werden. Wir müſſen ent⸗ 
weder rückwärts oder vorwärts gehen — zurück zu 
den Handelskriegen und der Kolonialpolitik der Geor— 
gianiſchen Epoche, oder vorwärts zu einer konſtruk— 
tiven und poſitiven Freihandelspolitik. 

In einem kompakten, kleinen Buch „Der neue 
Protektionismus“ hat Herr J. 9. Hobs 


ſon die erſte ſachverſtändige Analyſe der neuen 
Bewegung niedergeſchrieben. Es iſt ein durchaus 
kritiſches Werk, das mit der ganzen Dialektik des 
Verkaſſers ausgeſtattet ijt. Es behandelt die intel⸗ 
lektuelle Ausrüſtung des Advokaten des „Krieges 
nach dem Frieden“ mit verdienter Verachtung, und 
er beſitzt eine erfriſchende Art, offenbare Blödheit 
mit klaren Worten abzutun. Aber das Buch iſt weit 
mehr als eine negative Kritik. Internationaler Han- 
del iſt Austauſch, nicht Krieg. Man hat ja nur 
Worte zu unterſuchen, wie „Herrſchaft“, welche der 
deutſche Handel an ſich geriſſen haben foll, um zu er= 
kennen, wie bedeutungslos ſie ſind. Als die Deutſchen 
uns Waren verkauften, die ſie billiger produzierten 
als wir es konnten, und dagegen von uns Speziali⸗ 
täten kauften, da war der Prozeß auf keiner Seite 
Eroberung oder Herrſchaft, ſondern nur eine Hilu- 
ſtration der internationalen Arbeitsteilung. Nebenbei 
ſei bemerkt, daß engliſche Publiziſten, die derartigen 
nationaliſtiſchen Täuſchungen Verbreitung geben, 
ein gefährliches Spiel ſpielen. Wenn unſer Kapital 
heute Rußland oder Italien „durchdringt“, welche 
[Antwort follen wir da geben auf den Vorwurf der 
„Beherrſchung“? Herr Hobſon hat keine Schwierig— 
keit, die Verluſte, Verwirrung und Enttäuſchung 
auseinanderzuſetzen, die der Verſuch mit ſich bringen 
würde, einen ſtaffelförmig abſteigenden Tarif gegen 
Feinde, Neutrale, Verbündete und Kolonien einzu— 
führen. Die Verbündeten und ſogar die Kolonien, 
die ſich bisher des Freihandels auf unſerem Warkte 
erfreuten, würden durch die neue Politik verlieren. 
Die größte Gefahr aber beſteht darin, daß die Neu— 
tralen in einen Widerſtreit geraten und Vergeltung 
üben würden. Auf zweierlei Art würde die neue 
Politik unſeren Handel mit den Neutralen ſchädigen. 
Zunächſt würden die Produktionskoſten zu Hauſe 
ſteigen, und dadurch würde unſere Möglichkeit, 
draußen billig zu verkaufen, verringert werden. In— 
zwiſchen würde Deutſchland, das durch keine ſo phan— 
taſtiſche Prozentſätze gehindert iſt, in der Lage ſein, 
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in Nord- und Südamerika günſtigere Verträge, als 
wir es könnten, zu unterhandeln. Die Wirkung 
von Schiffsbeſchränkungen wäre, daß die Neutralen, 
die ſowohl in den Häfen der Verbündeten, als in 
denjenigen der deutſchen freien Handel treiben fönn- 
ten, auf Koſten beider Gegner gedeihen würden. 
Mr. Hobſon begnügt ſich nicht damit, die neue 
Doktrin nur auf dieſem beſchränkten wirtſchaftlichen 
Gebiet zu beleuchten. Wenn fie, von dieſem Gefichts- 
punkte aus, ein Verbrechen iſt, ſo iſt ſie auch 
ein Verbrechen gegen die Ziviliſation. 
Es würde das ſchnelle Ende aller Hoffnungen auf 
Abrüſtung und Friedensliga bedeuten. Ihr ernſteſter 
Ausblick liegt wahrſcheinlich in dem, ſchon im weſt— 
afrikaniſchen Handel angewandten Vorſchlag, die Liefe- 
rung von Rohftoffen in den Ländern der Per- 
bündeten oder als ein britiſches Monopol zu be— 
handeln. Das bedeutet, daß jede Nation, die von 
ihren Fabrikaten lebt, für eigene Rechnung Kolo— 
nien erwerben muß, wodurch die alte Nivalität zur 
See neue Nahrung empfangen würde. Es gibt keine 
Hoffnung, der Aera der Gewalt zu entrinnen, ſolange 
als die bewaffnete Macht und die Diplomatie, die 
darauf beruht, dazu dient, exkluſive Märkte und 
monopoliſierte Lieferungen ſicher zu ſtellen. Die 
Antwort auf dieſe falſche Methode, Sicherheit zu 
gewinnen (ſie wäre im Gegenteil eine Verſchärfung 
des bewaffneten Friedens), muß eine Politik der 
offenen Tür ſein, ſo wie ſie Herr Hobſon in ſeinem 
letzten Kapitel ſkizziert. Sie muß allermindeſtens 
bedeuten: Handel zu gleichen Bedingungen für alle 
Nationen. Und in Gebieten wie China eine Regelung 
der wirtſchaftlichen Möglichkeiten durch internationale 
Kommiſſionen. Die Zurückhaltung und Paſſivität 
der Freihändler, während dieſer verſengende Wahn— 
jinn zur Unterjtüßung des Pöbels fortgeſetzt wird, 
hat zu lange gedauert. Dieſes geſunde und zeitgemäße 
Buch, das populär iſt in ſeinem Stil und doch 
wiſſenſchaftlich in ſeinem Gedanken, ſollte das Ver— 
langen nach konſtruktiver Politik anregen. 


Revue der (Preffe. 


In der Fraukfurter Zeitung wird die 
intereſſante Artikelſerie 


Amerika und der Krieg 


fortgeſetzt. In der Nummer vom 6. Oktober 
werden die Kriegslieferanten einer eingehenden Be— 
ſprechung unterzogen. Eine Tabelle gibt die Kurs— 
veränderungen für 36 Geſellſchaften vom Juli 1914 
bis zum Anfang September 1916 an. Darnah cer- 
reicht der Wertzuwachs für alle die ungeheure 
Summe von 1318 Mill. Doll. Selbſtverſtändlich 
ſind die größten Gewinne bei dem ſog. Stahltruſt 
zu verzeichnen, und hier ijt beſonders wieder die 
ſchon ſprichwörtlich gewordene Bethlehem Steel Co. 
zu erwähnen, deren Aktien man vor dem Kriege 
mit 30 Doll. kaufen konnte, während jetzt ein Preis 


von 600 (t) Doll. angemeſſen ſcheint. Man be— 
greift, daß dieſe Geſellſchaften durchaus kein Inter— 
eſſe an einem baldigen Frieden haben. Weiterhin 
beſchäftigt ſich der Verfaſſer mit dem Eiſenbahn— 
weſen, das zwar zuerſt ſehr ſchwer unter der allge— 
meinen Depreſſion zu leiden hatte, dann ſich aber 
recht bald erholte. Der Panamakanal, dieſe weit— 
ausblickende Gründung, die eine wahre Revolution 
des Welthandels herbeiführen ſollte, iſt indeſſen das 
Schmerzenskind Amerikas geblieben. Am 1. Januar 
1915 ſollte er eröffnet werden, und mit dem 
größten Intereſſe verfolgte man die dann eintreten- 
den Reiſeverkürzungen der Schiffe, die Kalifornier 
erträumten einen ſegensreichen Aufſchluß ihres noch 


wenig beſiedelten Landes, und ganz beſonders wichtig’ 


erſchien die ſtrategiſche Bedeutung einer Sicherung 


gegen Japan. So gab man die größten Summen 
her: Die Baukoſten betrugen bis jetzt 450 Mill. Doll. 
Aber die ganze Anlage erwies ſich als einer der 
größten techniſchen Mißgriffe moderner Ingenieur⸗ 
kunſt. Man hatte zwei fundamentale Voraus⸗ 
ſetzungen außer acht gelaſſen: Den Waſſermangel 
und die (auch tatſächlich inzwiſchen eingetretenen) 
Erdrutſche. Es mußte aus dieſem Grunde z. B. 
am 20. September 1915 die Durchfahrt für mehrere 
Monate geſperrt werden. Die Hartnäckigkeit der 
Amerikaner wird aber auch dieſe unangenehmen 
Schwierigkeiten ſicher überwinden. Nicht ohne Be⸗ 
deutung iſt auch die amerikaniſche Bankreform, die 
mit dem veralteten Notenbankſyſtem gebrochen hat, 
und die nach jener aufregenden Deroute im Jahre 1907 
eintreten mußte. Trotz aller ſchlimmen Erfahrun— 
gen dauerte es aber bei dem Mißtrauen der Ameri- 
kaner gegen jede Zentraliſierung im Geldweſen doch 
immerhin bis 1913, ehe die Reform durchgeführt 
wurde. Dabei ſchoß man aber über das Ziel hin- 
aus. Statt einer Zentralbank wurden deren gleich 
12, fog. Reſervebanken, gegründet, die bei Kriegs⸗ 
beginn ihre Probe noch nicht beſtanden, aber jetzt 
allmählich ins Geſchäft kommen. Allerdings hat 
ſich gezeigt, daß dieſe Bundesreſervebanken gegen 
politiſche Sonderintereſſen nicht gefeit ſind. Das hat 
die Baumwollkriſis, von der wir in der letzten Num⸗ 
mer des „Plutus“ berichteten, deutlich bewieſen. 

Wenn der Finanzminiſter Ribot in der Senats— 
ſitzung vom 28. September 


die ungünſtige Handelsbilanz Frankreichs 


ſelber zugeben mußte und die energiſche Förderung 
der Produktions möglichkeiten des eigenen Landes 
verlangt, ſo findet dies nach der Kölniſchen 
Volkszeitung (9. Oktober) feine bündige Er⸗ 
klärung in den Vergleichen der Zoll⸗Erträgniſſe 
der beiden letzten Jahre (Auguſt 1916 — Auguſt 
1915). Die Vereinnahmung balanziert mit 153 154 
Mill. Fr. gegen 68 148 Mill. Noch ungünſtiger 
ſtellt ſich das Verhältnis im dreijährigen Durch- 
ſchnitt dar; denn es ſtehen (Auguſt 1916) 153 154 
Millionen Fr. 55 157 Mill. im Jahre 1913 gegen⸗ 
über. Als Grund für die Zunahme dieſer Zoll- 
einnahmen wird angegeben die geſteigerte Einfuhr 
an Waren für die Landesverteidigung und zur Be⸗ 
friedigung des inländiſchen Bedarfes. Naturgemäß 
laſſen dieſe Ziffern auf einen großen Rückgang der 
eigenen Landesproduktion ſchließen. Ganz ähnlich 
ſteht es um die Zolleinnahmen für eingeführten 
Zucker. Die Steuer für heimiſchen Zucker hat 1916 
(August) nur noch 0,965 Will. Fr. eingebracht 
gegen 14y, Mill. im Auguft 1913. Die gleiche 
Entwicklung zeigt der Außenhandel Frankreichs. 
Auguſt 1916 betrug die Wareneinfuhr 1085 % Mill. 
Franken (etwa 300 Mill. mehr als im Vorjahr), 
während die Ausfuhr nur faſt 250 Mill. Fr. (gegen 
8957 Mill. Fr. im Vorjahr) betrug. In der Zeit 
vom 1. Januar bis zum 31. Auguſt 19ʃ6 ſchließt 
die franzöſiſche Handelsbilanz mit einem Paſſioſaldo 
von mehr als 1 Milliarden Fr. (1) ab. Danach 
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hat Herr Ribot allerdings genug Grund, mit ſtarkem 
Peſſimismus in die Zukunft zu ſehen. 

Man hat mit Recht darauf hingewieſen, daß, 
wenn die Meere wieder offen ſind, die Beſtrebungen 
der Auslandsdeutſchen nach Möglichkeit von Deutſch— 
land gefördert werden müßten. Nun kommt eben die 
erfreuliche Nachricht aus Südamerika, daß dort 


Deutſche Auslands⸗Handelskammern 


nach einer Mitteilung desſelben Blattes 
(11. Oktober) gegründet werden follen und in 
Valparaiſo und in Buenos Ayres bereits 


gegründet worden find. Rio de Janeiro ſteht noch 
aus. Die Londoner „Times“ behaupten nun ſicher 
nicht mit Unrecht, daß dieſe Beſtrebungen der deut⸗ 
ſchen Handelskreiſe darauf ausgehen, die Willkür— 
akte der engliſchen „Schwarzen Liſten“ zu bekämpfen. 
Wie dem nun ſei, der wahre Wert ſolcher Grün— 
dungen liegt darin, daß in dieſen Ueberſeeländern 
eine Organiſation des deutſchen Handels in die Er— 
ſcheinung tritt, die dann nach dem Kriege als ge⸗ 
ſchloſſenes Ganze auftreten kann und dies auch tun 
wird. Mögen die Herren Engländer ſehen, daß wir 
ihren verbrecheriſchen Monopolbeſtrebungen doch 
noch einige Dämme eutgegenſetzen können. 

Eine ſehr ſtarke Agitation hat für den 


7 Ahr⸗Ladenſchluß 


eingeſetzt. In der Tat ijt, wie die Textil-Woche 
(18. Oktober) mitteilt, dieſer frühe Schluß bereits 
in einer Anzahl von Städten eingeführt worden. 
Dabei wird aber immer die Frage ventiliert werden 
müſſen, ob eine ſolche Maßnahme auch für Groß— 
ſtädte praktiſchen Wert hat? So iſt denn in Berlin 
eine Umfrage gehalten worden. Auf 1500 Frage- 
bogen ſind etwa 600 Antworten eingelaufen, von 
denen 500 ſich für den 7 Uhr⸗-Ladenſchluß rückhaltslos 
ausſprachen. Viele ſind freilich der Meinung, daß 
dies nur durch obrigkeitlichen Zwang und nicht 
durch freiwillige Vereinbarung erreicht werden könne, 
und deshalb iſt in der Tat das geſamte Material 
bereits dem Oberkommando in den Marken über— 
geben worden. (Dazu erinnern wir in der Vor— 
ausſetzung, daß der von uns angenommene Grund 
der Lichterſparnis in erſter Linie zutreffend iſt, daß 
die für Berlin geplante Maßnahme nicht ohne weite- 
res gutzuheißen ijt. Wir ſtimmen auch einer von 
der Voſſiſchen Zeitung (10. Oktober) ge— 
brachten Zuſchrift eines Ingenieurs zu, wonach die 
vielen Arbeiter und Arbeiterinnen, die die Fabriken 
erſt um 6 oder gar 7 Uhr verlaſſen können, bei dem 
7 Uhr⸗Ladenſchluß ſich nicht mehr die nötigen 
Lebensmittel beſchaffen können. Man müßte ihnen 
dann einen Nachmittagsurlaub gewähren, und durch 
die Entziehung dieſer notwendigen Arbeiter von 
ihrer Tätigkeit würde dem Vaterlande ein ſchlechter 
Dienſt erwieſen werden. Wan ſteht, die Entſcheidung 
iſt nicht leicht zu treffen. Zum mindeſten müßte 
gefordert werden, daß die Lebensmittelgeſchäfte bis 
8 Uhr abends, Sonnabends wie bisher bis 9 Uhr, ge⸗ 
öffnet bleiben.) — Nach Schluß der Redaktion erſchien 


die Bekanntmachung des Oberkommandos in den 
Marken, daß in Berlin dem 7 Uhr⸗-Ladenſchluſſe 
nicht ſtattzugeben ſei! — 

Schon einmal beſchäftigten wir uns mit der 
anſcheinend ſtreitigen Frage, ob 


Der Verzicht des Hypothekenſchuldners 
auf das Stundungsrecht 


zuläſſig fei. Die Voſſiſche Zeitung (17. Ok⸗ 
tober), die dieſe Frage verneint hat, während von 
anderer Seite ein ſolcher Verzicht für zuläſſig er- 
klärt wurde (Jur. Wochenſchrift, S. 1260), zitiert 
jetzt eine Anſicht des „Kaiſerlichen Aufſichtsamts 
für Privat-Verſicherung“, das in feinem Geſchäfts- 
bericht gelegentlich eines beſtimmten Falles zu dem 
Ergebnis kommt, daß es nicht in Einklang mit 
den guten Sitten zu bringen ſei, wenn von den 
Schuldnern ein derartig weitgehender Verzicht auf 
die durch die Kriegsverordnungen gewährten Rechte 
verlangt wird. „Wenn alle Hypothekengläubiger von 
ihren Schuldnern eine ſolche Erklärung verlangten, 
dann würden die geſetzgeberiſchen Maßnahmen des 
Bundesrates, die der durch den Krieg herbeige— 
führten wirtſchaftlichen Lage der Grundſtückseigen⸗ 
tümer nach Möglichkeit Rechnung tragen wollen, 
hinfällig werden.“ Dieſen Standpunkt, den wir auch 
für richtig halten, hat die „Voſſiſche Zeitung“ übri— 
gens wiederholt vertreten. Es iſt eben die alte 
Geſchichte: Staat und Reidh bemühen ſich, durch 
wohlerwogene Geſetze juriſtiſche und materielle Un- 
zuträglichkeiten in dieſer Welt zu beſeitigen, und 
ſehr egoiſtiſche Privatintereſſen verſuchen dann 
immer wieder, dieſe für ſie geſchäftlich unbequemen 
Geſetze, die leider nicht immer „zwingenden Rechtes“, 
durch Privatabkommen aus der Welt zu ſchaffen. 
Eine merkwürdige Verfügung der Bayeriſchen 
Militärbehörde teilt der Konfektionär (12. Ok⸗ 
tober) mit. Danach iſt im Prinzip die Ankündigung 


„Ohne Bezugsſchein“ 


verboten. Die Anordnung lautet wörtlich: „Die An— 
kündigungen von Konfektionshäuſern in den Tages⸗ 
zeitungen enthalten fortgeſetzt in aufdringlicher Form 
den Hinweis „Ohne Bezugsſchein“. Im Publikum 
wird hierdurch der Anſchein erweckt, daß die ſo 
gekennzeichneten Waren zwar augenblicklich noch 
frei und unbegrenzt zu kaufen ſeien, aber auch für 
ſie eine künftige Beſchränkung zu erwarten ſei. 
Dieſe Art der Anpreiſung bedeutet ſonach einen 
Anreiz zum Vorkaufen und leiſtet damit den durch 
die Bundesratsbekanntmachung vom 25. Februar 
1916 (Neichs⸗Geſetzblatt S. 122) verbotenen über⸗ 
mäßigen Abfluß von Web- und Wirkwaren Vorſchub. 
Zufolge Verfügung des ſtellvertretenden General- 
kommandos des 1. Bayer. Armeekorps vom 2. Ok⸗ 
tober 1916 Nr. 148 871 wird eröffnet, daß künftig 
der Hinweis „Ohne Bezugsſchein“ nur mit dem 
Zuſatz „weil nicht bezugsſcheinpflichtig“ und nur 
in unaufdringlicher Form zuläſſig ift. Bei An- 
zeigen, in denen Damenkonfektion „ohne Bezugs⸗ 
ſchein“ angeboten wird, inuk gleichzeitig darauf hin- 
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gewieſen werden, daß die Waren vor der anttlichen 
BVeſtandaufnahme am Lager waren.“ Mit Recht macht 
die bekannte Zeitſchrift darauf aufmerkſam, daß hier 
die Mititärbehörde von vollſtändig falſchen Bor- 
ausſetzungen ausgeht. Es handelt ſich doch bei der 
Ankündigung „Ohne Bezugsſchein“ um eine dem 
Publikum ſehr willkommene Aufklärung, und das 
ijt das gute Recht jedes Kaufmanns. An ein „Vor⸗ 
kaufen“, Hamſtern in Textilwaren kann das Publi- 
kum bei den teuren Zeiten wirklich nicht denken, 
und wer daran Denkt, der weiß Wege genug, wie 
man trotz aller Beſchränkungen ſeine Ware erhält. 
(Anm. d. Red.: Uns ſcheint, daß man eine der 
abſoluten Wahrheit entſprechende Ankündigung, die 
vermutlich von der lieben Konkurrenz „mit Bezugs- 
fhein“ fo energiſch bekämpft wird, überhaupt nicht 
verbieten kann, wie auch erſt kürzlich das gewiß 
kompetente „Neichsamt des JFunern“ die Ankündi— 
gung für völlig einwandfrei und unbedenklich er— 
klärt hat. Wozu alſo dann ſolche partikulären 
Gegenſtrömungen?) 


Umschau. 


Seitdem in der ersten 
Hälfte des Jahres 1915 
der heftige Streit dei 
Grossbankgruppen um die Deutsche Erdöl-A.-G. beendet 
worden ist, sind die in friedlichen Zeiten recht häufig in 
die Erscheinung tretenden Interessengegensätze zwischen 
den einzelnen Gruppen der Berliner Grossbanken in keiner 
Beziehung mehr Öffentlich sichtbar geworden. Das ist 
aber nicht auf cinen künstlich erhaltenen Burgfrieden 
zurückzuführen, sondern verschiedene Vorgänge aus jüngster 
Zeit deuten auf positive Bestrebungen hin, alte Gegen- 
sätze nach Möglichkeit auszugleichen und die Gesamt- 
macht der deutschen Bankwelt in ihrer Betäligung im 
Inlande und Auslande durch Verringerung der Reibungs- 
flächen zu stärken, Im „Plutus“ (Seite 459 ff) wurde auf 
die Annäherung der Grossbank-Gruppen, die hinter der 
Deutschen Seeschiffahrt stehen, hingewiesen, die durch 
den Eintritt der Deutschen Bank neben der Diskonto- 
Gesellschaft in die Hapag- Verwaltung ihren Ausdruck 
fand. In der letzten Woche ist eine andere wichtige 
Neugruppierung eines Bankenkonsortiums bekannt ge- 
worden, die gleichfalls geeignet sein wird, auf einem 
wichtigen Gebiete an Stelle der Konkurrenz die ge- 
schlossene Zusammenarbeit zu verbürgen. Aus dem unter 
Führung der Dresduer Bank stehenden Konsortium der 
Deutschen Orientbank ist der A. Schaaffhausen’sche 
Bankverein ausgeschieden. An seiner Stelle sind die 
Deutsche Bank, die Oesterreichische Credit-Anstalt in Wien 
und die Ungarische Allgemeine Creditbank in Budapest 
in das Konsortium eingetreten. Aufsichtsratswahlen werden 
demnächst die Neuregelung auch nach aussen hin zum 
Ausdruck bıingen. Bisher wurden die deutschen Bank- 
interessen im Orient durch zwei von Hause aus getrennte 
und nur gelegentlich zusammenarbeitende Gruppen reprä- 
sentiert. Die eine war die Deutsche Bank mit ihrer 
Filiale in Konstantinopel und ihren weit verzweigten 
türkischen Behn- und Industrieb steiligungen, die andere 


fn. Ausgleichsneigung 
in der Bankwelt. 
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war die Deutsche Orientbank mit ihrem grossen 
Filialnetz in der Türkei und Aegypten, hinter der die 
Dresdner Bank und die Nationalbank für Deutschland 
standen. Durch die jetzt erfolgte Anteilnahme der 
Deutschen Bank an der Deutschen Orientbank ist eine 
Brücke zwischen den beiden Gruppen geschlagen, und es 
scheint verbürgt, dass in Zukunft die deutsche Bankarbeit 
im nahen Osten einheitlich und ohne Kräfteverzettelung 
geleistet werden wird. Das Bestreben, die Basis diese r 
Arbeit zu vereinheitlichen, findet noch einen besonderen 
Ausdruck durch den Eintritt der Wiener und der Buda- 
pester Grossbank in das Orientbaukkonsortium. Die 
deutsche Basis wird dadurch zu einer mitteleuropäischen 
erweitert. Man darf hoffen, dass dieser Fall der prak- 
tischen mitteleuropäischen Zusammenarbeit Nachfolger auf 
zahlreichen Gebieten finden möge, — Auch ein alter uıd 
schon fast vergessener Kampf von Grossbankgruppen wird 
jetzt seine endgültige Erledigung finden. Im Zusammen- 
bang mit der Erneuerung des Rheinisch- Westfälischen 
Koblensyndikats wird die Verstaatlichung der Bergwerks- 
gesellschaft Hibernia durchgeführt werden. In erster 
Liuie bedeutet diese friedliche Verstaatlichung der Hibernia 
die Beseitigung eines alten Kampfobjektes zwischen dem 
preussischen Bergfiskus und den Kohlenherren Rheinland- 
Westfalens. Wer sich aber an die erbitterten Kämpfe 
erinnert, die vor zwölf Jahren in der Burgstrasse, in den 
Generalversammlungen in Düsseldorf und endlich vor den 
Gerichten um die Hibernia ausgefochten wurden, der weiss 
auch, dass der Gegensatz Kirdorf gegen Möller nur 
eine Seite des Kampfes darstellte, die ihre Ergänzung in 
dem Gegensatz Carl Fürstenberg gegen Eugen Gut- 
mann fand. Es wurde ja damals mit guten Gründen be- 
hauptet, dass der eigentliche Vater der Hibernia-Idee 
nicht im Handelsministerium sondern in der Verwaltung 
der Dresdner Bank zu suchen war. Jedenfalls stützte sich 
der damalige Handelsminister Möller bei dem missglückten 
Verstaatlichungsversuch so ausschliesslich auf die Dresdner 
Bark, dass sich eine Kampfstellung der Dresdner Bank 
gegenüber fast allen anderen Berliner Grossbanken aus 
der Hibernia-Affäre ergab. Unter der Führung der Ber- 
liner Handelsgesellschaft waren auch die Darmstädter Bank, 
die Deutsche Bank und die Diskontogesellschaft an der 
Gründung der Herne-Vereinigung, des Troiztrusts, wie sie 
Möller nannte, beteiligt. In den vielen Jahren die ver- 
gangen sind, bis sich in der Kriegszeit für den Handels- 
minister Dr. Sydow günstige Gelegenheit bot, die Hibernia- 
Verstaatlichung friedlich zu vollenden, sind die Bankgegen- 
sätze aus diesem Streit schon sehr verblasst. Immerhin 
hat auch die Beseiligung einer Kampferinnerung manchmal 
ihre Bedeutung. Insbesondere die Dresdner Bank wird 
geine das Andenken ausgelöscht sehen, an eine Periode 
der Isolierung, die keineswegs eine glänzende war. 


Gedanken über den Geldmarkt. 


Sind auch innerhalb der Kriegswirtschaft die früber 
beherrschenden Einflüsse am Geldmarkt zum grossen Teil 
ausgeschaltet, so lassen sich doch gewisse e noch 
immer nachweisen, die der vermebrie oder verringerte 


Güteraustausch in den verschiedenen Jahreszeiten ım 


Kriegsgeldmarkt hinterlässt. So mag es auch jetzt aus der 
fortschreitenden Aufnahme der deutschen Ernte zu erklären 
sein, wenn sich gerade in diesem Augenblick der Geld- 
bedarf von neuem vermehrt und der offene Markt sich 
etwas gespannter zeigt, wo man eher an eine umgekehrte 
Bewegung glauben mochte, je mehr sich die Zeit vom 
Quartalsübergapge entfernt. Aber gerade innerhalb der 
Quartalszahlungen und in den ersten Tagen des Monats, 
wo die grössten Summen zur Begleichung der Kriegs- 
anleihe zur Reichsbank flossen, schien das Geld reichlicher 
zu sein als im jetzigen Augenblick. Vermutlich haben 
die Leistungen für die fünfte Kriegsanleihe, welche jetz 
schon mehr als 75 % der Gesamtsumme betragen dürften, 
die verfügbaren Bestände des Marktes doch ziemlich 
kräftig angegriffen. Andererseits nimmt aber die Ein- 
bringung der Ernte augenblicklich sicher sehr bedeutende 
Gelder in Anspruch. Die Landwirte werden zur schleu- 
nigen Getreide- und Kartoffelablieferung gedrängt und die 
Gewährung von Druschprämien ist an die Innehaltung 
bestimmter Lieferungstermine geknüpft; aus diesem Grunde 
sind auch seitens der Kriegsgetreidegesellschaft und 
anderer Zentralstellen starke Zahlungen erforderlich, 
welche einen entsprechenden Geldbedarf bei diesen In- 
stituten zur Folge haben. Es entstehen hiermit Geld- 
anforderungen, die auch im Rahmen der jetzigen Milli- 
ardenwirtschaft gewisse Spuren zurücklassen. Auch der 
anhaltend starke Bedarf an Umlaufsmitteln, der sich trotz 
aller Einschränkungspropaganda so gar nicht verringern 
will, hängt vermutlich im Augenblick mit diesen Geld- 
bewegungen zusammen. Hier spielt allerdings auch die 
Steigerung des Arbeiterbestandes, welche jetzt vielfach in 
der Industrie eintıitt, eine nicht geringe Rolle. 

Es handelt sich aber bei dieser ganzen knapperen 
Haltung des Marktes wahrscheinlich nur um eine vorüber- 
gehende Phase, der bald wieder die normale Flüssigkeit 
der Kriegswirtschaft folgen wird. Hierauf deuten auch 
die Zinsverhältnisse selbst hin, indem nur die Rate für 
tägliches Geld, für das heute ca. 4½ % bezahlt wird, 
ziemlich steif ist, während Terminsälze verhältnismässig 
leicht bleiben. Privatdiskonten bester Qualität sind nach 
wie vor mit 4°, und darunter anzubringen, während für 
Städtewechsel mit gutem Bankgiro mit zirka 4% % anzu- 
kommen ist. 

Die Abwicklung des Goldprogramms bei der Entente 
scheint sich prompt so zu vollziehen, wie es der englische 
Druck auf die Verbündeten herbeizuführen bemüht war. 
In jedem zweiten oder dritten Ausweise der russischen 
oder französischen Staatsbank finden sich die Anzeichen 
erneuten Goldabflusses nach England, wogegen dieses 
allerdings für eine gewisse Stabilität der Valuten sämt- 
licher Ententegenossen sorgt. Unaufhörlich fliesst der 
Goldstrom nach den Vereinigten Staaten, der trotz aller 
kleinen oder grossen Anleibetransaktionen nicht versiegen 
darf, soll ein schwerer Sturz der Ententevaluten verhindert 
werden, der neben allen ungünstigen Prestigeeinflüssen 
eine starke Verteuerung der Warenbezüge zur Folge haben 
müsste. Den genauen Goldabfluss nach der Union kann 
man immer erst geraume Zeit später durch die amerika- 
nischen Statistiken erfabren, da die englische Aufstellung 
bekanntlich seit einigen Monaten nicht mehr veröffentlicht 
wird. Aber die Ziffer von 1915, wo der amerikanische 
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Plulus-Merktalel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:“) 


| Reichsbankausweis. — @.-V.: Fayerische 

| Disconto- und Wechselbank, Lothringer 

25 0 0 HFiüttenverein Aumetz Friede, Rauch- 

5 RB: | waren-Zurichter und Färberei L. Wal- 
ter Nachf., Rheinische Nadélfabriken 


Ironage- Bericht. — Bankausweise London, 
Paris. — G. - V. Eisen- und Stahl- 
Werk Hoesch, Frankfurter Immobilien- 
Gesellschaſt, Emaillir- und Stanzwerke 
Gebr. Ullrich, Sauerbrey Maschinen- 
fabrik, Hagener Textilindustrie vorm. 


Donnerstag, 
26. Oktober 


Gebr. Elbers. — Schluss des Bezugs- 
rechts Aktien Hansa - Lloyd - Werke 
Bremen. 


G. - J. Düsseldorfer Eisen- und Draht- 
industrie, Deutsche Salpeterwerke Fölsch 
& Martin Nachf., Façoneisenwalzwerk 
L. Mannstädt & Co., Deutsche Spitzen- 
fabrik Akt.-Ges. Leipzig, Coneolidiertes 
Braunkohlenbergwerk Marie, Munitions- 
material- und Metallwerke Hindrichs & 
Auffermann, Creditanstalt für Industrie 
vnd Handel. 


Bankausweis New Vork. — G.- V., Har pener 
Berg bau- Gesellschaft, Bochumer Verein 
für Gussstahlfabrikation, Ver. Hütten- 
werke Burbach-Eich-Düdelipgen, Peipers 
Akt Ges. für Walzenguss, Warsteiner 
Gruben- und Hültenwerke, Charlotten- 
hütte, Ammendorfer Papierfabrik, Ci öll- 
witzer Aktien-Papierfabrik, Patentpapier- 
fabıik Penig, Nüske & Co. Schiffswerft, 
Mälzerei Wrede, Rixlorf-Mittenwalder 
Eisenbahn. 

[G. - . Schlesische Holzindustrie Akt. 

Ses. Ruscheweyh & Schmidt, Thodes 

Papierfabrik, Deutsche Mineralölindustrie 

Akt.-Ges. Wietze, Oscar Schimmel & Co. 

Akt.-Ges., Hartwig & Vogel Akt.-Ges., 

Stettiner Ode werke, Ver. Köln- Rott- 

weiler Palve fabriken. 


G. J., Mannesmanmöhrenweike, Ver. 
| Königs- und Laurahütte, Deutsch- 
Luxemburgische ergwerks- und Hütten- 
Akt. - Ges., Saar- und Mosel- Berg- 
Werks- Gesellschaft, E senbüttenweik 
Keula, Rheinisch - Westfälisches Elek- 
| trizitätswerk, Elektrizitäts- Gesellschaft 
Berggeist Brühl, Galvanische Metall- 
papier fabrik. 


Freitag, 
27. Oktober 


Sonnabend, 
28. Oktober 


Montag, 
30. Oktober | 


Dienstag, 
31. Oktober 


| Reichsbankausweis. — ÖOktoberausweise 
Grosse Berliner Strassenbahn, Allge- 
meine Berliner Omnibus - Akt. - Ges, 
Elektrische Hoch- u. Untergrundbahn, 

Hamburger Strasseneisenbahn, Ham- 
burg- Altonaer Centralbahn. — @.-V.: 
Sächsische Gussstahlfabrik Döhlen, Neu- 
Westend Akt.- Ges. für Grundstücks- 
verwertung, Oja Akt.-Ges. 


Mittwoch, 
1. November 


5) Die Merktalel gibt dem Wertpapierbesitzer über alle für ihn 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. über 
Generalversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 
Liquidationstage und Losziebungen. Ferner Anden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den hetreffenden Tagen in 
den Zeitungen achten müssen. In Kursiv-Schrift sind diejenigen 
Ereignisse gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht bestimmen 
lassen. 


Ironage- Bericht. — Bankausweise London, 

| Paris. — @.-V.: Schrauben-Muttern- 
und Nietenfabrik Darz’g - Schellmühl, 
Siegener Dynamitfabrik, Rbeinisch- 
Westfäl:sche Sprengsioff-Akt.-Ges. 

G.-V.: Metallwerke Unterweser, Neu- 
walzweık Bösperde, Sächsische Ma- 
schinenfabrik Hartmann. 


Bankausweis New York. — @.-V.; Akt.- 
Ges. Lauchhammer, Blei- und Silber- 
hütte Braubach, Telephonfabrik Berliner, 
Liogel Schuhfabrik, Akt.-Ges. Sonder- 
mann & Sier Chemnitz, Carl Berg 
Eveking, Ver. Riegel- und Schloss- 
fabriken Velbert. 


G.- V.’ Warenkommissıonsbank Hamburg, 
Vogtländische Maschinenfabrik, Stadt- 


Donnerstag, 
2. November 


Freitag, 
3, November 


Sonnabend, | 
4, November | 


6 Montag berger Hütte. — Schluss des Bezugs- 
= rechts Magdeburger Werkzeugmaschinen- 
fabrik. 


Dienstag, G. V.: Hagelberg Akt.- Ges, Brandt 


7. November Bereschlossbrauerei und Malzfabıik. 


Ausserdem zu achten aut: 
Abschlüsse der Brauereien. 

Verlosungen! 
24. Oktober: 3% Ungarische Hypo- 
thekenbank Präm.-Obl. (1894) desgl. 
Conversions-Präm.-Obl. (1906). 1. No- 
vember: 3% Belgische Comm.-Cred. 
100 Fr. (1868), Braunschwe’ger 20 Tir. 
(1868), Genueser 150 Lire (1869), 3% 
Oldenburger 40 Tir. (1871), 2. No- 
vembeı:5°%, Oesterreichische 500 61d. 
(1860), Crédit foncier de France 3%,, 
2% % Pilandbr. (1879, 1885, 1909, 
1913). 5. November: 4% Pariser 

500 Fr. (1875) desgl. 3%, 300 Fr. (1912). 


Einfuhrüberschuss an Gold schon 450,5 Millionen Dollar 
betrug, gibt enen gewissen Begriff von den gewaltigen 
Mengen, welche die alte Welt an die Union liefert; dabei 
wird die Ziffer für 1916 vermutlich viel grösser sein, 

Es ist nun interessant, zu beobachten, dass an- 
gesichts dieses Goldstiomes sich in Amerika schon 
Stimmen regen, welche auf die Gefahr einer Inflation in 
der amerikanischen Währung durch diese Zuflüsse hin- 
weisen, Bekarntlich ist die Reform des dortigen Bapken- 
systems gerade kurz vor Kriegsbeginn ins Leben getreten 
und hat Amerika damit diejenige gesunde Ausdehnungs- 
fähigkeit seines Umlaufswesens verschafft, deren Fehlen 
sick in so vielen Hochkonjunkturen ausserordentlich ge- 
fährlich erwiesen hat. Während früher die vielen National- 
banken nur auf Grund von Vereinigten - Staaten - Bonds 
Noten ausgeben durften, zu denen später noch verschiedene 
andere Unterlagen traten, kam jetzt das gesundere Prinzip 
zum Durchbruch, die Notenausgabe auf Grund einer vierzig- 
prozentigen Goldunterlage und der Deckung des Restes 
durch gute Handelswechsel zu gestalten. Es wurden 
hierzu, wie bekannt, die zwölf Federal Reserve-Banks 
gegründet, denen von den anderen Banken die Handels- 
wechsel zum Rediskont einzureichen sind, wogegen die 
Federalinstitute ihre Noten ausbändigen. Bei Verfall der 
Wechsel sollten die entsprecherden Notenbeträge an die 
Bank zurückfliessen bzw. konnten die Wechsel auch durch 
volle Goldzahlung eingelöst werden, so dass die dagegen 
ausgegebenen Noten bei hundertprozentiger Golddeckung 
also im Verkehr blieben. Bei starker Beanspruchung des 


amerikanischen Handelskredits und entsprechender Steige- 
rung des Wechselangebots war durch dieses System die 
erforderliche Erweiterung des Notenumlaufs gewährleistet. 
Für die heutige eigenartige Konstellation entsteht aber 
der Nachteil, dass die wünschenswerte Rückbildung des 
Notenumlaufs sich nicht vollziehen kann, da die gewaltigen 
Goldimporte zur Folge haben, dass die verfallenden 
Wechsel hauptsächlich in Gold eingelöst werden und die 
Federalnoten im Verkehr bleiben. Auf diese Weise hat 
der Notenumlauf dieser Banken einen Betrag erreicht, der 
in absolut keinem Verhältnis mehr zur Summe des Wechsel- 
bestandes steht, In einem Ausweis der Federalbanken 
vom 15, Juli d. J. findet sich ein Notenumlauf von fast 
180 Millionen Dollar, dem nur zirka elf Millionen Dollar 
Wechsel gegenüberstehen, so dass etwa 168 Millionen 
Dollar des Notenumlaufs voll durch Gold gedeckt 
sind. 

Hier ist deutlich zu sehen, wie das hereinströmende 
Gold eine künstliche und schädliche Erweiterung der 
Umlaufsmittel schafft. Diese ist aber in der Union um 
so schwerwiegender, als bekanntlich der alte Notenumlauf 
aus dem früheren Ausgaberecht der Nationalbanken zum 
grössten Teil noch besteht und nach dem geltenden Ge- 
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setz auch erst innerhalb eines Zeitraumes von zwanzig 
Jahren seine Erledigung zu finden braucht. Die Vereinigten 
Staaten werden also mehr und mehr alle Nachteile einer 
Inflation zu fühlen bekommen. Zwar sind die Verhältnisse 
in dieser Beziehung nicht so ernst wie in den skandina- 
vischen Ländern, wo zugleich infolge der englischen Ab- 
sperrungspolitik ein schwerer Warenmangel besteht, der 
ja, wie bekannt, die schwedische Reichsbank bereits ge- 
zwungen hat, ihre Goldkäufe einzustellen. Nichtsdesto- 
weniger kann aber mit einer fortschreitenden Beanspruchung 
der amerikanischen Warenmärkte durch die Entente, deren 
Bezahlung mangels Lieferung von Produkten an Amerika 
in der Hauptsache durch Gold erfolgen muss, auch für 
die Union ein Zustand entstehen, der zu Schutzmassregeln 
gegen eine Entwertung der Kaufkraft des Geldes zwingt, 
die eintreten muss, wenn die umlaufenden Geldmengen 
im Verhältnis zu den verfügbaren Warenmengen einen zu 
grossen Umfang annehmen. Wollen aber die Vereinigten 
Staaten die Lieferungen im bisherigen Umfange fortsetzen, 
so werden sie, um diesen Gefahren zu begegnen, die 
Ententebezüge schliesslich immer mehr durch Anleihen 
finanzieren müssen und damit neue, noch schwerere Ri- 
siken auf sich laden. Justus. 


Plutus-Archiv. 


Generalversammlungen. 


(Die erste Zahl hinter dem Namen der Gesellschaft gibt den Tag der Generalversammlung an, 


die zweite den Schluss- 


termin für die Aktienanmeldung und die dritte den Tag der Bekanntmachung im Reichsanzeiger. Der Ort ist der 
Jeneralversammlungsort. Unsere Aufstellung enthält die Generalversammlungen sämtlicher deutscher Aktiengesellschaften.) 


Actien-Ziegelei, Braunschweig, 21. 10., —, 7. 10. 
Adam, Tleischextrakt-Werk, Aktiengesellschaft, 
2. 11., 28. 10., 12. 10. Gebrüder Adt, Ak- 

11, —, 9. 10. 
Niederschel- 


0 
Berlin, 
tiengesellschaft, Forbach 1. Bothr. ui, 
Charlottenhütte, 


© Aktiengesellschaft 

den Sieg, 28. 10., 25. 10., 14. 10. e Aktiengesell 
schaft für kath. Interessen, Saarlouis, 9. 11., —, 
II. 10. e Aktiengesellschaft für Licht und Kraftver- 
sorgung in Dresden, Dresden, 18. ee 
17. 10. % Aktiengesellschaft Kronenbräu vorm. 


M. Wahl, Augsburg, 20. 11., 16. 11., 20. 10. @ Ak 
tiengesellschaft Lauchhammer, Ricsa, al, allg Ae, ie 
12. 10. e Aktien-Gesellschaft Vereinigte chemische 
Fabriken (S. T. Morosow, Krell, Ottmann), Berlin, 
un ili LE L. e 0 

Aktiengesellschaft zur Verwertung von Stott- 
abfällen Kriegs-Rohstoff-Gesellschaft, Berini e 

20. 10. @ Aktien-Gesellschaft Zuckerfabrik Hay- 


nau, Haynau i. Schl., 11. 11. 9. 11. 16. 1. 0 
Aktien.Stärke-Fabrik, Wittingen, 10. 11. k 13. 10. 
e Aktiengesellschaft Scheidecker de Regel, Lützel- 


bausen i. Els., 8. 11., 14. 9. @ Aktiengesellschaft 
2 ee e Nr Eule 


Siegener Dynamitfabrik, Köln, 2. ) 
e Alexanderwerk A. von der Nahmer A.-G., Rem- 


Scheich Ah alte vera e, Tee Actien-Zucker- 
fabrik Stendal, Stendal, 6. 11, — 19. 10, è All 
gemeine Revisions- und Verwaltungs-Aktiengesell- 


schaft, Berlin, 3. 11.. —, 5. 10. @ Allgemeine Tief- 
bohr- und Schachtbau-Aktiengesellschaft, _ Dussel- 
doria e LO e N, a e Anhalter Tapeten- 
Fabrik Ernst Schütz, Aktien-Gesellschaft i. L., Dessau, 
28. 10., 25. 10., 9. 10. Auerbacher Teppich-Fabrik 
vorm. Lange & Co., Aktiengesellschaft, Auerbach ı. V., 
G alle e i e e 3 

Bank Zwiazku Spölek Zarobkowych, Posen, ., 
1. 11. 16. 10. e Barmer Badeanstalten .-, Bar- 
men, 9. 11, 16. 10. Carl Berg Aktiengesell- 


li. 10. 0 
Biaunsberg 


schalt ee West, e ll, i TE 
Bergschlösschen - Aktien - Bier - Brauerei, 
„, eee Al kl, e ala, ee ee e eee 
brauerei & Malzfabrik C. L. Wilh. Brandt, Aktien 
gesellschaft, Grünberg i. Schl., 7. 11., 3. 11., 19. 10. 
© Bergwerksverein Hohenkirchen A.-G. i. L., Berlin, 


15. 11, —, 20, 10. e Blatzheimer Bierbrauerei Akt. 
Ges, vorm. Gebr. Breuer, Blatzheim, 6. II., 2. 11, 
13. 10. % Bleichert’sche Braunkohlenwerke Neu- 


kirchen Wyhra, Aktiengesellschaft, Neukirchen, 6. 11., 


2. 11, 11. 10. Blei- und Silberhütte Braubach 
ee ee ee, e eee 1. ee eee 
Th. Böhme, Aktiengesellschaft, Chemnitz, 18. 11., 


—, 20. 10. Böhmisches Brauhaus Akt. Ges. vorm. 
J. H. Bernecker, Insterburg, M Prize 
Brauerei Binding Acı.-Ges., Frankfurt a. M., 15. 11. 
13. 11., 18. 10. @ Brauerei W. Schnitzler Act.-Ges., 


Hemmerden, 6. 11, 2. 11. 19. 10. % Brauhaus 
‚Essen A.., Essen a, d. Ruhr, 18 II., 14. 11, 
16. 10. Braunkohlen- Aktiengesellschaft Herkules, 
Hirschfelde (Sa.), 11. 11., 9. 11., 18. 10. Bruch 
& Cie., Actien- Gesellschaft, Düsseldorf, 11. 11., — 
19. 10. Carl Bücklers & Co. Act.-Ges., Düren, 
28. 10., 25. 10., 9. 10. Bürgerliches Brauhaus 
Act.-Ges. vorm. F. A. Frisch, Insterburg, 11. 11., 
7. 11, 14. 10. „ Butzbach-Licher Eisenbahn- 
Aktiengesellschaft, Butzbach, 9. 11., 5. 11., 7. 10. e 

Cartonnagen-Maschinen-Industrie und Facon- 
schmiede, Akt.Ges. i. L., Berlin, 13. 11., 8. 11, 


17. 10. e Casa Grande Zuckerplantagen Aktiengesell- 
schaft, Bremen, 11. II., 9. 11., 20. 10. e Continen- 
tale Isola-Werke Akt.-Ges, Birkesdorf b. Düren, 
11. 11., —, 20. 10. e Creditanstalt für Industrie und 
Tande Dresden 20. 210, 217210 7.210. 
Denecke’s Braunschweiger Wurst- und Fleisch- 
warenfabrik Aktiengesellschaft, Braunschweig, 28. 10., 
26. 10., 12. 10. e Deutsche Eisenbahn Speisewagen- 
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Gesellschate Benu el ee e e e 
Deutsche Volksbau-Aktiengesellschaft i. L., Berlin, 
30. 10., „ 7. 10, Dresdner Malzfabrik vorm. 
Paul König. Dresden Pieschen, 2. 11. 29. 10., 11. 10. 
e Dresdner Strickmaschinen Fabrik Irmscher & 
Witte K., Dresden, 18. li — I 10. 


Elektrizitätsgesellschaft von Gebweiler und Um— 


gebung, Aktiengesellschaft, Gebweiler 1. E., 3. II., 
16. 10. e Elektrizitätswerk Munderkingen A.-G., 
Munderkingen, 15. 11., — 19. 10. Eupener Bier- 
hrauerei, Aktiengesellschaft, Enpem o are 
IR: 
Farbwerke Actien - Gesellschaft, Düsseldorf, 
11. 11.. —, 18. 10. e Fentscher Hütten-Aktien-Ge- 
sellschaft, Brüssel, 41 Rue Ducale, 25. 10., 20. 10., 
T: 10. @ Flachs, Hanf- & Abwerg-Spinnerei Schorn- 
reute-Ravensburg, Ravensburg, 11. II., —, 19. 10. 
@ llensburger Export- Brauerei A.-G., Flensburg, 4. LE 


eee er e e Waggonfabrik A.-G 
Heidelberg, Ih Al e e 14 100 

Gasanstalt Wetter, Wetter- Ruhr, 31. 10., —, 
16. 10. Gasmotoren Fabrik Deutz, Cöln-Deutz, 


10. 14. 1. 11, 23. 9. Gas- und Blektricitäts- 
Werke Bredow A.-G., Bremen, 10, 11., 7. 11., 20. 10. 
è Gas- u. Elektricitäts-Werke Vaals (Niederlande) 
AG, Bremen, 10. II., 7. 11, 20. 10, % Gaswerk 
Ermsleben a. Harz, Aktiengesellschaft, Bremen, 8. 1L., 
I. 11.. 14. 10. Gaswerk Lauenburg, Bremen, 31. 10., 
28. 10., 13. 10. Gaswerk Lechhausen, Aktiengesell- 
schaft, Bremen, 10. 11., 7. 11., 19. 10. © Gelsem 
kirchener Gussstahl- und Eisenwerke, Gelsenkirchen, 
11. II., 11. 11., 18. 10. e Gemeinnütziger Bauverein, 
Solingen, 8. 11., —, 7. 10. @ Gesellschaft für Gas- 
industrie, Augsburg, 30. 10., 26. 10., 7. 10. @ Gon- 
tard & Henny, Aktiengesellschaft, Leipzig, 3. II., 
31. 10., 11. 10. @ Greussner Malzfabrik Aktien: 
gesellschaft, Greussen, 28. 10., —, 11. 10. 
W. Hagelberg Akt Ges, Berlin, 7. II., 4. 11,, 
13. 10. Hagener Strassenbahn Aktiengesellschaft, 
Hagen i. Westf., 3. 11. —, 12. 30. e Harkortsche 
Bergwerke und chemische Fabriken zu Schwelm und 
Harkorten, Akt,-Ges,, Gotha, 14. 11., 11. 11., 19. 10. 
e Hartung Aktiengesellschaft Berliner Eisengiesserei 


und Gussstahlfabrik, Berlin, 9. 11., 5. 11. 18. 10. 
e Hartwig & Vogel, Aktiengesellschaft, Dresden, 


u N e, , e O 

Karges-Hammer Maschinenfabrik Aktiengesell- 
schaft, Braunschweig, 30. 10, 27. 10. 10. 10. e 
Konkordia. Act.-Ges,, Karlsruhe- Rüppurr, 5. II., 


20. 10. Konservenfabrik Joh. Braun Akt. Ges., 
Pfeddersheim b. Worms, 9. II., 7. I., 10. 10. © 
Kraftwerk Altwürttemberg, Aktiengesellschaft. Bei- 
hingen, Ludwigsburg, 7. II., 3. 11., 20. 10. @ Kriegs 
kreditbank Posen, Aktiengesellschaft, Posen, 28. 10., 

‚9. 10. Otto Krumm, Aktiengesellschaft, Plüder 
hausen, 28. 10.. —, 11. 10. @ Kulmbacher Rizzibräu 


Aktiengesellschaft, Kulmbach, 11. 11., 7. 11., 16. 10. 
Leipziger Pianofortefabrik Gebr. Zimmermann 


e e ee e e ee 
Lingel, Schuhfabrik, Aktiengesellschaft, Erfurt, 1. 11. 
31. 10., 12. 10. e Lothringer Hüttenverein Aumetz- 
Friede, Rneutlingen (Loth 25 1022705 710 
® Lycker Kleinbahn-Aktien-Ge sellschaft, Evans ll 
e, 16, 210: 

Malzfabrik Etgersleben, ee, Ft- 
gersleben, 7. II., `t. 11., 16. 10. Maschinenfabrik 
Augsburg- Nürnberg A.-G., Augsburg, 15. 11., 10. 11., 
20. 10. e Maschinenfabrik Baum A.-G., Herne i. W., 
9. 11., 5. 14.. 16. 10. e Maschinenfabrik J. Banning 
A-G.. Hamm i, Westf., 9. 1t., —, 21. 9. e Maschinen- 
fabrik Fahr, A-G.. Gottmadingen Baden, 28. 10., 
26. 10., 11. 10. Mechanische Weberei Ravensberg 
Act. Ges, Schildesche b. Bielefeld, 8. II, . 11. 
18. 10. e Messingwerk kKktien- Gesellschaft. Unna, 
8. 11., 5. 11., 18. 10. Metallwerke Unterweser, Ak- 


tiengesellschaft, Friedrich- August - Hütte (Oldbg), 
3. 11, 31. 10., 9. 10. Mosaikplatten- und Cha- 
mottewerke, Unterwiederstedt, 28. 10., 25. 10., 7. 10. 
e Münchener Installationsgeschäft für Licht und 
Wasser, A.-G., München, 11. 11., —, 19. 10. 

- Neu-Westend, Aktien-Gesellschaft für Grund- 
stücksverwertung, . Charlottenburg-Westend, 1. 11., 
27. 10, 7. 9. @ Nürnberger Terrain-Actiengeseli- 
schaft i. L., Nürnberg, 30. 10., 26. 10., 7. 10. e Nürn- 
berger Vichmarkt- Bank A.-G., Nürnberg, 6. ll, —, 
19. 0, 

Obercasseler Bierbrauerei Actien- Gesellschaft 
vorm. Hubert Dreesen, Obercassel b. Bonn, 7. II., 


3. 11, II. 10. @ Oberschlesische Zinkhütten Aktien 
gesellschaft, eee e e e ie e 
e Osnabrücker Brotfabrik H. Wischmeyer, Aktien- 
gesellschaft, Osnabrück, 11. 11., 9. 11., 18. 10. e 


Osnabrücker Kupfer- und Drahtwerke, Osnabrück, 
e TO ee IK e ee. 

Papierfabrik Reisholz, Aktiengesellschaft, Düssel- 
(dorf, 26. 10., 23. 10., 9. 10. e Pfälzischie Presshefen 
& Spritfabrik Taudwigshafen/Rh.,, 15. 11, 11. 11. 
16. 10. % Plakat- und Verlags-Aktiengesellschaft 
Wer Gaillard), Berlin, 30. 10., —, 10. 10: 

F. Resag, Aktiengesellschaft, Berlin-Cöpenick, 
10. I. 6. 11., 19. 10. @ Rheinisch-Westfälische 
Sprengstoff Aktien- Gesellschaft, Köln, 2, 11., 30. 10., 
11. 10. @ Rixdorf-Mittenwalder Eisenbahn-Gesell- 
schaft, Berlin, 28. 10., II. 10. Friedr. Rück- 
forth Ww., Aktien- Gesellschaft, Stettin, 4. 11., I. 11., 

Saalbau - Aktiengesellschaft, Frankfurt a. M, 
31. 10, 28. 10. 11. 10. % Sächsische Gussstahl⸗ 
fabrik, Döhlen bei Dresden, 1. 11., 28. 10. 12. 10. 
e Sächsische Maschinenfabrik vorm. Rich. Hartmann, 
Aktiengesellschaft. Chemnitz, 3. 11., 31. 10., 14. 10. 
e Sächsische Webstuhlfabrik, Chemnitz, 10. 11., 
J. 11., 7. 10. @ Schwelmer Eisenwerk Müller & Co., 
Aktiengesellschaft, Schwelm, 10. 11., 5. 11., 12. 10. 
è Sondermann & Stier, Aktiengesellschaft, Chem- 
nitz, 4. 11., —, 13. 10. 

Stadtberger Iütte, Aktien-Gesellschaft, Nieder- 
marsberg, 6. II., —, 14, 10. ® Stadt-Theater in 
Harburg, Aktiengesellschaft, Harburg, 5. 11., 3 
14. 10. Stahlwerke Brüninghaus, Aktien-Gesell- 
schaft, Werdohl, 9.11, 5. II., 18. 10. Stahl & 
Nölke, Act.-Ges. für Zündwarenfabrikation, Cassel, 
9. 11. 5. 11, 17. 10. 6 Stassfurter Chemische Fa 
brik vormals Vorster & Grüneburg, Actien-Gesell- 
schaft, Berlin, 11. 11., 8. 11, 10. 10. e Stettiner 
Oderwerke, Aktiengesellschaft für Schiff- und Ma- 
schinenbau, Stettin, 30. 10. 27. 1068 9. 10. 

Telephon-Fabrik Actiengesellschaft vorm. J. Ber- 
liner, Hannover, 4. 11., —, 12. 10. e Terraingesell- 
schaft Berlin-Südwesten i. I., Berlin, 9. 11., 5. 11. 
17. 10. @ Theater- Verein, A.-G., Elberfeld, 30. 10., 
—, 13. 10. Thode'sche Papierfabrik. Aktiengesell 
schaft, Hainsberg, 30. 10., 26. 10., 12. 10. e Thü- 
ringer Malzfabrik Grossengottern Actiengesellschaft, 
Grossengottern i. Thür., 29. 10., 28. 10. 12. 10. e 
Thäringische Nadel- & Stahlwaren-Fabrik, Wolff, 
Knippenberg & Co., ' A.-G., Ichtershausen, 4. 11. 
I Ilie er, e 

Unitas  Aktiengesellschaft; 
D ei e 

Vereinigte Köln-Rottweiler Pulverfabriken, Ber- 
lin, 30. 10., 29. 10., 9. 10. @ Vereinigte Riegel & 
Schlossfabriken, A.-G., Velbert/Rhld., 4. 11., 31. 10., 
17. 10. @ Vereinsbrauerei Richzenhain, Waldheim-B.. 
28. 10., —, 16. 10. e Vogtländische Maschinenfabrik 
(vorm. J. C. & II. Dietrich), Aktiengesellschaft, 
lauen e ll el) 

Waaren Commissions-Bank 
„ 

Zuckerfabrik Offstein, 
T EO 


Sachem e, iE 


Hamburg, 6. 11, 


Neuoffstein/Pfalz, 6. 11., 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil: 


Dr. P. Ertel-Berlin 


